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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

Unterrichtung über den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und der Europäischen Union über die Verwendung von Fluggastdatensätzen 

und deren Übermittlung an das United States Department of Homeland Security 

Das am 14. Dezember 2011 unterzeichnete Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Europäischen Union über die Verwendung von Fluggastdatensätzen und deren Übermittlung an das 
United States Department of Homeland Security ist gemäß seinem Artikel 27 am 1. Juli 2012 in Kraft 
getreten.
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 7. Juni 2012 

über den Standpunkt der Europäischen Union im AKP-EU-Ministerrat zum Status der Republik 
Südsudan in Bezug auf das Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe der 
Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einerseits und der 

Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits 

(2012/352/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 217 in Verbindung mit Arti­
kel 218 Absatz 9, 

gestützt auf das Interne Abkommen zwischen den im Rat ver­
einigten Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten über die 
zur Durchführung des AKP-EG-Partnerschaftsabkommens zu 
treffenden Maßnahmen und die dabei anzuwendenden Verfah­
ren ( 1 ), insbesondere auf Artikel 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitgliedern 
der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum 
und im Pazifischen Ozean einerseits und der Europäi­
schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten anderer­
seits, unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 2000 ( 2 ), 
wurde erstmals geändert in Luxemburg am 25. Juni 
2005 ( 3 ) und zum zweiten Mal geändert in Ouagadougou 
am 22. Juni 2010 ( 4 ) (im Folgenden „AKP-EU-Partner­
schaftsabkommen). Die zweite Änderung wird seit dem 
31. Oktober 2010 vorläufig angewandt. 

(2) Nach Artikel 94 des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens 
ist der Beitrittsantrag eines Staates dem AKP-EU-Minister­
rat vorzulegen, der über den Antrag entscheidet. 

(3) Am 20. März 2012 hat die Republik Südsudan einen 
Beitrittsantrag nach Artikel 94 des AKP-EU-Partner­
schaftsabkommens sowie einen Antrag auf Gewährung 
des Beobachterstatus vorgelegt, der es Südsudan erlaubt, 
bis zum Abschluss des Beitrittsverfahrens in den durch 
dieses Abkommen eingerichteten gemeinsamen Organen 
mitzuwirken. 

(4) Die Erteilung der Zustimmung zum Beitritt Südsudans 
durch den AKP-EU-Ministerrat und die Gewährung des 
Beobachterstatus an Südsudan für den Zeitraum bis zum 
20. November 2012 durch den AKP-EU-Ministerrat soll­
ten von der Union genehmigt werden. Südsudan sollte 
die Beitrittsurkunde spätestens zu diesem Zeitpunkt bei 

den Verwahrern des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens, 
nämlich beim Generalsekretariat des Rates der Europäi­
schen Union und beim AKP-Sekretariat, hinterlegen. 

(5) Es ist daher zweckmäßig, den von der Union im AKP-EU- 
Ministerrat zu vertretenden Standpunkt zum Status Süd­
sudans in Bezug auf das AKP-EU-Partnerschaftsabkom­
men festzulegen. 

(6) Der Standpunkt der Union im AKP-EU-Ministerrat sollte 
auf dem beigefügten Entwurf eines Beschlusses beru­
hen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Standpunkt, den die Europäische Union im AKP-EU-Minis­
terrat in Bezug auf die Anträge der Republik Südsudan auf 
Beitritt und auf Gewährung des Beobachterstatus einnehmen 
wird, besteht darin, diesen Anträgen nach Maßgabe des diesem 
Beschluss beigefügten Entwurfs des Beschlusses des AKP-EU-Mi­
nisterrates stattzugeben. 

Der Beobachterstatus gilt bis zum 20. November 2012. Südsu­
dan hinterlegt die Beitrittsurkunde spätestens zu diesem Zeit­
punkt beim Generalsekretariat des Rates der Europäischen 
Union und beim AKP-Sekretariat. 

Formale und geringfügige Änderungen am Entwurf des Be­
schlusses des AKP-EU-Ministerrates können vereinbart werden, 
ohne dass es einer Änderung jenes Beschlusses bedarf. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 7. Juni 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
M. BØDSKOV
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ENTWURF 

BESCHLUSS Nr. …/2012 DES AKP-EU-MINISTERRATES 

vom … 

über den Status der Republik Südsudan in Bezug auf das Partnerschaftsabkommen zwischen den 
Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean 

einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits 

DER AKP-EU-MINISTERRAT — 

gestützt auf das Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitglie­
dern der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum 
und im Pazifischen Ozean einerseits und der Europäischen Ge­
meinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet 
in Cotonou am 23. Juni 2000 ( 1 ), erstmals geändert in Luxem­
burg am 25. Juni 2005 ( 2 ) und zum zweiten Mal geändert in 
Ouagadougou am 22. Juni 2010 ( 3 ) (im Folgenden „AKP-EU- 
Partnerschaftsabkommen“), insbesondere auf Artikel 94, 

gestützt auf den Beschluss Nr. 1/2005 des AKP-EG-Ministerrates 
vom 8. März 2005 über die Annahme der Geschäftsordnung 
des AKP-EG-Ministerrates ( 4 ), insbesondere auf Artikel 8 Ab­
satz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die zweite Änderung des AKP-EU-Partnerschaftsabkom­
mens wird seit dem 31. Oktober 2010 vorläufig ange­
wandt. 

(2) Nach Artikel 94 des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens 
ist der Beitrittsantrag eines Staates dem Ministerrat vor­
zulegen, der über den Antrag entscheidet. 

(3) Am 20. März 2012 hat die Republik Südsudan einen 
Beitrittsantrag nach Artikel 94 des AKP-EU-Partner­
schaftsabkommens sowie einen Antrag auf Gewährung 
des Beobachterstatus vorgelegt, der es Südsudan erlaubt, 
bis zum Abschluss des Beitrittsverfahrens in den durch 
dieses Abkommen eingerichteten gemeinsamen Organen 
mitzuwirken. 

(4) Der Beobachterstatus sollte bis zum 20. November 2012 
gelten. Südsudan sollte die Beitrittsurkunde spätestens zu 
diesem Zeitpunkt bei den Verwahrern des AKP-EU-Part­

nerschaftsabkommens, nämlich beim Generalsekretariat 
des Rates der Europäischen Union und beim AKP-Sekre­
tariat, hinterlegen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Annahme der Anträge auf Beitritt und auf Gewährung des 
Beobachterstatus 

Dem Antrag der Republik Südsudan auf Beitritt zum Partner­
schaftsabkommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe der 
Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen 
Ozean einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in Cotonou am 
23. Juni 2000, erstmals geändert in Luxemburg am 25. Juni 
2005 und zum zweiten Mal geändert in Ouagadougou am 
22. Juni 2010, wird stattgegeben. 

Südsudan wird bis zum 20. November 2012 Beobachterstatus 
nach dem AKP-EU-Partnerschaftsabkommen gewährt. 

Südsudan hinterlegt seine Beitrittsurkunde spätestens zu diesem 
Zeitpunkt bei den Verwahrern des AKP-EU-Partnerschafts­
abkommens, nämlich beim Generalsekretariat des Rates der Eu­
ropäischen Union und beim AKP-Sekretariat. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu … am … 

Im Namen des AKP-EU-Ministerrates 
Der Präsident
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 22. Juni 2012 

über die Unterzeichnung — im Namen der Europäischen Union — des Abkommens zwischen der 
Europäischen Union und der Republik Moldau zur Änderung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Republik Moldau über Erleichterungen bei der Erteilung von 

Visa 

(2012/353/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe a in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und der Republik Moldau über Erleichterungen 
bei der Erteilung von Visa ( 1 ) trat am 1. Januar 2008 in 
Kraft. 

(2) Am 11. April 2011 ermächtigte der Rat die Kommission, 
Verhandlungen mit der Republik Moldau über Änderun­
gen dieses Abkommens zwischen der Europäischen Ge­
meinschaft und der Republik Moldau über Erleichterun­
gen bei der Erteilung von Visa zu eröffnen. Die Verhand­
lungen wurden am 22. März 2012 mit der Paraphierung 
des Abkommens zwischen der Europäischen Union und 
der Republik Moldau zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Repu­
blik Moldau über die Erleichterung bei der Erteilung von 
Visa (im Folgenden „Abkommen“) erfolgreich abgeschlos­
sen. 

(3) Das Abkommen sollte vorbehaltlich seines Abschlusses 
unterzeichnet werden. 

(4) Dieser Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Be­
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen 
sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss 
2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord­
irland, einzelne Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
auf sie anzuwenden ( 2 ), nicht beteiligt; das Vereinigte Kö­
nigreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme dieses 
Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebun­
den noch zu seiner Anwendung verpflichtet. 

(5) Dieser Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Be­
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen 
sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates 

vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwen­
dung einzelner Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
auf Irland ( 3 ) nicht beteiligt; Irland beteiligt sich daher 
nicht an der Annahme dieses Beschlusses und ist weder 
durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwen­
dung verpflichtet. 

(6) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die 
Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeits­
weise der Europäischen Union beigefügten Protokolls 
Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Däne­
mark nicht an der Annahme dieses Beschlusses und ist 
weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner 
Anwendung verpflichtet — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Europäi­
schen Union und der Republik Moldau zur Änderung des Ab­
kommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der 
Republik Moldau über Erleichterungen bei der Erteilung von 
Visa wird vorbehaltlich des Abschlusses des genannten Abkom­
mens ( 4 ) im Namen der Union genehmigt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), das Abkommen im Namen der 
Union zu unterzeichnen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 22. Juni 2012. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

M. VESTAGER
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VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 585/2012 DES RATES 

vom 26. Juni 2012 

zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter nahtloser Rohre 
aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in Russland und der Ukraine im Anschluss an eine 
Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 und zur 
Einstellung des Verfahrens der Auslaufüberprüfung betreffend die Einfuhren bestimmter nahtloser 

Rohre aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in Kroatien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) (im Folgenden „Grundverordnung“), insbesondere auf 
Artikel 9 Absätze 2 und 4 und Artikel 11 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission (im Folgenden 
„Kommission“) nach Anhörung des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Vorausgegangene Untersuchungen und geltende 
Maßnahmen 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2320/97 ( 2 ) führte der Rat 
Antidumpingzölle auf die Einfuhren bestimmter naht­
loser Rohe aus Eisen oder nichtlegiertem Stahl mit Ur­
sprung unter anderem in Russland ein. Mit dem Be­
schluss 2000/70/EG der Kommission ( 3 ) wurde eine Ver­
pflichtung eines Ausführers in Russland angenommen. 
Mit der Verordnung (EG) Nr. 348/2000 ( 4 ) führte der 
Rat Antidumpingzölle auf die Einfuhren bestimmter 
nahtloser Rohre aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in 
Kroatien und der Ukraine ein. Mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1322/2004 des Rates ( 5 ) wurde beschlossen, die gel­
tenden Maßnahmen gegenüber den Einfuhren unter an­
derem aus Russland aufgrund des wettbewerbswidrigen 
Verhaltens einiger Unionshersteller in der Vergangenheit 
vorsichtshalber nicht länger anzuwenden (siehe Erwä­
gungsgrund 9 der genannten Verordnung). 

(2) Im Anschluss an eine Überprüfung nach Artikel 11 Ab­
satz 3 der Grundverordnung änderte der Rat mit der 
Verordnung (EG) Nr. 258/2005 ( 6 ) die mit der Verord­
nung (EG) Nr. 348/2000 eingeführten endgültigen Maß­
nahmen, hob die in Artikel 2 der genannten Verordnung 
vorgesehene Möglichkeit der Befreiung von den Anti­
dumpingzöllen auf und führte einen Antidumpingzoll 
von 38,8 % auf Einfuhren aus Kroatien und einen Anti­
dumpingzoll von 64,1 % auf Einfuhren aus der Ukraine 
ein, ausgenommen Einfuhren von Waren der Dnepro­
petrovsk Tube Works (im Folgenden „DTW“), auf die 
ein Antidumpingzoll von 51,9 % eingeführt wurde. 

(3) Mit dem Beschluss 2005/133/EG ( 7 ) setzte die Kommis­
sion die endgültigen Maßnahmen gegenüber Kroatien 
und der Ukraine mit Wirkung vom 18. Februar 2005 
für einen Zeitraum von neun Monaten teilweise aus. 
Mit der Verordnung (EG) Nr. 1866/2005 des Rates ( 8 ) 
wurde diese teilweise Aussetzung um ein Jahr verlängert. 

(4) Mit der Verordnung (EG) Nr. 954/2006 ( 9 ) führte der Rat 
endgültige Antidumpingzölle auf die Einfuhren bestimm­
ter nahtloser Rohre mit Ursprung unter anderem in Kroa­
tien, Russland und der Ukraine ein, hob die Verordnun­
gen (EG) Nr. 2320/97 und (EG) Nr. 348/2000 auf, stellte 
die Interimsüberprüfung und die Auslaufüberprüfung der 
Antidumpingzölle auf die Einfuhren bestimmter naht­
loser Rohre aus Eisen oder nicht legiertem Stahl mit 
Ursprung unter anderem in Russland ein und stellte die 
Interimsüberprüfungen der Antidumpingzölle auf die Ein­
fuhren bestimmter nahtloser Rohre aus Eisen oder nicht 
legiertem Stahl mit Ursprung unter anderem in Kroatien, 
Russland und der Ukraine ein (im Folgenden „jüngste 
Untersuchung“). 

(5) Somit handelt es sich bei den geltenden Maßnahmen um 
die mit der Verordnung (EG) Nr. 954/2006 eingeführten 
Antidumpingzölle; diese belaufen sich bei Einfuhren aus 
Kroatien auf 29,8 %, bei Einfuhren aus Russland auf 
35,8 %, ausgenommen Joint Stock Company Chelyabinsk
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Tube Rolling Plant und Joint Stock Company Pervoural­
sky Novotrubny Works (24,1 %), OAO Volzhsky Pipe 
Plant, OAO Taganrog Metallurgical Works, OAO Sinar­
sky Pipe Plant und OAO Seversky Tube Works (27,2 %), 
und bei Einfuhren aus der Ukraine auf 25,7 %, aus­
genommen OJSC Dnepropetrovsk Tube Works (12,3 %), 
CJSJ Nikopolsky Seamless Tubes Plant Niko Tube und 
OJSC Nizhnedneprovsky Tube Rolling Plant (25,1 %). 

(6) Hinsichtlich der Unternehmen CJSC Nikopolosky Seam­
less Tubes Plant Niko Tube und OJSC Nizhnedneprovsky 
Tube Rolling Plant (NTRP) sei daran erinnert, dass sie im 
Februar 2007 ihre Namen in CJSC Interpipe Nikopolsky 
Seamless Tubes Plant Niko Tube und OJSC Interpipe 
Nizhnedneprovsky Tube Rolling Plant geändert haben ( 1 ). 
Folglich besteht CJSC Interpipe Nikopolsky Seamless Tu­
bes Plant Niko Tube nicht länger als juristische Person, 
und seine sämtlichen Eigentums- und sonstigen Rechte 
sowie Verbindlichkeiten gingen auf das im Dezember 
2007 gegründete Nachfolgeunternehmen LLC Interpipe 
Niko Tube über. 

(7) Gemäß Artikel 266 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union wurde der Antidumpingzollsatz 
für die Interpipe-Gruppe auf der Grundlage des Urteils 
des EuGH vom 12. Februar 2012 ( 2 ) neu berechnet. Der­
zeit gilt für diese Gruppe ein Zollsatz von 17,7 %, der 
mit der Verordnung (EG) Nr. 540/2012 des Rates ( 3 ) zur 
Durchführung dieses Urteils des EuGH festgelegt wurde. 

1.2. Antrag auf Auslaufüberprüfung 

(8) Am 28. Juni 2011 veröffentlichte die Kommission im 
Amtsblatt der Europäischen Union die Bekanntmachung 
der Einleitung einer Auslaufüberprüfung der Antidum­
pingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren bestimmter 
nahtloser Rohre aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in 
Kroatien, Russland und der Ukraine (im Folgenden „Ein­
leitungsbekanntmachung“) ( 4 ) nach Artikel 11 Absatz 2 
der Grundverordnung. 

(9) Die Überprüfung wurde auf einen begründeten Antrag 
hin eingeleitet, der am 29. März 2011 vom „Defence 
Committee of the Seamless Steel Tubes Industry of the 
European Union“ (im Folgenden „Antragsteller“) im Na­
men von Unionsherstellern eingereicht worden war, auf 
die mit mehr als 50 % ein erheblicher Teil der Gesamt­
produktion bestimmter nahtloser Rohre in der Union 
entfällt. Der Antrag wurde damit begründet, dass das 
Dumping und die Schädigung des Wirtschaftszweigs 
der Union bei einem Außerkrafttreten der Maßnahmen 
wahrscheinlich anhalten oder erneut auftreten würden. 

(10) Parallel zu der genannten Auslaufüberprüfung leitete die 
Kommission zwei teilweise Überprüfungen betreffend die 
Einfuhren bestimmter nahtloser Rohre aus Eisen oder 
Stahl mit Ursprung in der Ukraine und in Russland ( 5 ) 
nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung ein. 
Diese teilweisen Überprüfungen waren von einer Gruppe 
ausführender Hersteller in der Ukraine, der Interpipe- 
Gruppe, und einer Gruppe ausführender Hersteller in 
Russland, der TMK-Gruppe, beantragt worden. Beide 
Überprüfungen beschränken sich auf die Untersuchung 
des Dumpingtatbestands in Bezug auf die Antragsteller. 

1.3. Untersuchung 

(11) Die Kommission unterrichtete die ausführenden Herstel­
ler, die Einführer, die ihr bekannten Verwender, die Ver­
treter der Ausfuhrländer, den Antragsteller und die im 
Antrag genannten Unionshersteller offiziell über die Ein­
leitung der Überprüfung. Die interessierten Parteien er­
hielten Gelegenheit, innerhalb der in der Einleitungs­
bekanntmachung gesetzten Frist ihren Standpunkt 
schriftlich darzulegen und eine Anhörung zu beantragen. 

(12) Angesichts der großen Zahl der von der Untersuchung 
betroffenen ausführenden Hersteller in Russland und der 
Ukraine, Unionshersteller und Einführer war in der Ein­
leitungsbekanntmachung zunächst ein Stichprobenverfah­
ren nach Artikel 17 der Grundverordnung vorgesehen. 
Damit die Kommission darüber entscheiden konnte, ob 
ein Stichprobenverfahren tatsächlich notwendig wäre, 
und gegebenenfalls eine Stichprobe bilden konnte, wur­
den die obengenannten Parteien aufgefordert, innerhalb 
von 15 Tagen nach Einleitung des Verfahrens mit der 
Kommission Kontakt aufzunehmen und ihr die in der 
Einleitungsbekanntmachung angeforderten Informationen 
zu übermitteln. 

(13) Da nur ein ausführender Hersteller in Russland und nur 
ein ausführender Hersteller in der Ukraine die in der 
Einleitungsbekanntmachung angeforderten Informationen 
übermittelten und sich zur weiteren Zusammenarbeit mit 
der Kommission bereit erklärten, wurde entschieden, im 
Falle der ausführenden Hersteller in Russland und der 
Ukraine kein Stichprobenverfahren durchzuführen, son­
dern an diese Hersteller einen Fragebogen zu senden. 
Danach beschloss der ausführende Hersteller in Russland, 
der die in der Einleitungsbekanntmachung angeforderten 
Informationen übermittelt hatte, nicht weiter mitzuarbei­
ten, und beantwortete den für ausführende Hersteller in 
Russland bestimmten Fragebogen nicht. 

(14) Neunzehn Unionshersteller übermittelten die zwecks 
Auswahl der Stichprobe angeforderten Informationen 
und erklärten sich zur Zusammenarbeit mit der Kommis­
sion bereit. Auf der Grundlage der Informationen der 
Unionshersteller hatte die Kommission vor der Einleitung 
der Untersuchung eine vorläufige Stichprobe aus vier 
Herstellern ausgewählt, die im Hinblick auf die Produkti­
ons- und Verkaufsmengen der gleichartigen Ware in der 
Union als repräsentativ für den Wirtschaftszweig der 
Union angesehen wurden. Nach Stellungnahmen zur
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Angemessenheit dieser Wahl, die innerhalb der Frist von 
15 Tagen nach Einleitung der Untersuchung eingegangen 
waren, ersetzte die Kommission einen der vorläufig aus­
gewählten Hersteller durch einen anderen Hersteller. 

(15) Vier Einführer übermittelten die in der Einleitungs­
bekanntmachung angeforderten Informationen und er­
klärten sich zur Zusammenarbeit mit der Kommission 
bereit. Daher entschied die Kommission, kein Stichpro­
benverfahren durchzuführen und stattdessen einen Fra­
gebogen an diese Einführer zu versenden. 

(16) Mithin wurden an die vier in die Stichprobe einbezoge­
nen Unionshersteller, an vier Einführer und an alle aus­
führenden Hersteller in den drei betroffenen Ländern, die 
sich gemeldet hatten, Fragebogen versandt. 

(17) Von den ausführenden Herstellern in Russland beantwor­
tete keiner den Fragebogen. Daher wird die Auffassung 
vertreten, dass kein ausführender Hersteller in Russland 
bei der Untersuchung mitarbeitete. 

(18) Eine Gruppe ausführender Hersteller in der Ukraine über­
mittelte eine Antwort auf den Fragebogen. 

(19) Ein ausführender Hersteller in Kroatien übermittelte eine 
Antwort auf den Fragebogen. 

(20) Ausgefüllte Fragebogen gingen ferner von den vier in die 
Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern, von drei Ein­
führern und einem Verwender ein. 

(21) Die Kommission holte alle Informationen ein, die sie für 
die Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens 
oder erneuten Auftretens von Dumping und einer da­
durch verursachten Schädigung sowie für die Unter­
suchung des Unionsinteresses benötigte, und überprüfte 
sie. Bei folgenden Unternehmen wurden Kontrollbesuche 
durchgeführt: 

a) Unionshersteller: 

— Arcelor Mittal Tubular products Ostrava, Tsche­
chische Republik, 

— Tenaris Dalmine S.p.A., Bergamo, Italien, und sein 
verbundenes Unternehmen TGS UK, Aberdeen, 
Vereinigtes Königreich, 

— Tubos Reunidos S.A., Amurrio, Spanien, und sein 
verbundenes Unternehmen Almesa, Barcelona, 
Spanien, 

— V & M Deutschland GmbH, Düsseldorf, Deutsch­
land; 

b) Ausführender Hersteller in Kroatien: 

— CMC Sisak d.o.o.; 

c) Ausführender Hersteller in der Ukraine: 

— Die Interpipe-Gruppe (OJSC Interpipe NTRP, Dne­
propetrovsk, Ukraine, LLC Interpipe Niko Tube, 
Nikopol, Ukraine) und ihre verbundenen Handels­
unternehmen LLC Interpipe Ukraine, Dnepro­
petrovsk, Ukraine, und Interpipe Europe SA, Lu­
gano, Schweiz; 

d) Einführer/Verwender: 

— Castellan Maria & C s.p.s., San Dona di Piave, 
Italien, 

— TAL-Gruppe, Siderpighi, Pontenure, Piacenza, Ita­
lien. 

(22) Die Untersuchung zum Anhalten oder erneuten Auftre­
ten des Dumpings und der Schädigung bezog sich auf 
den Zeitraum vom 1. April 2010 bis zum 31. März 
2011 (im Folgenden „Untersuchungszeitraum der Über­
prüfung“ oder „UZÜ“). Die Untersuchung der Entwick­
lungen, die für die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit 
eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Schädigung 
relevant sind, betraf den Zeitraum vom 1. Januar 2008 
bis zum Ende des UZÜ (im Folgenden „Bezugszeitraum“). 

2. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE 

2.1. Betroffene Ware 

(23) Bei der betroffenen Ware handelt es sich um dieselbe 
Ware wie in der letzten Untersuchung, die zur Einfüh­
rung der derzeit geltenden Maßnahmen führte, d. h. um 
bestimmte nahtlose Rohre aus Eisen oder Stahl (im Fol­
genden „nahtlose Rohre“) mit kreisförmigem Querschnitt 
und einem Außendurchmesser von höchstens 406,4 mm, 
deren Kohlenstoffäquivalent (CEV) gemäß den Berech­
nungen und der chemischen Analyse des International 
Institute of Welding (IIW) 0,86 nicht überschreitet ( 1 ) 
und die derzeit unter den KN-Codes ex 7304 11 00, 
ex 7304 19 10, ex 7304 19 30, ex 7304 22 00, 
ex 7304 23 00, ex 7304 24 00, ex 7304 29 10, 
ex 7304 29 30, ex 7304 31 80, ex 7304 39 58, 
ex 7304 39 92, ex 7304 39 93, ex 7304 51 89, 
ex 7304 59 92 und ex 7304 59 93 eingereiht werden, 
mit Ursprung in Kroatien, Russland und der Ukraine 
(im Folgenden „betroffene Ware“). 

(24) Die betroffene Ware hat eine Vielzahl von Verwendungs­
zwecken, beispielsweise der Transport von Gas und Flüs­
sigkeiten, im Baugewerbe für Spundwände, für mecha­
nische Verwendungszwecke, als Gasrohre, als Kesselrohre 
und als sogenannte OCTG-Rohre (Oil and Country Tu­
bular Goods), die als Futterrohre, Steigrohre und Bohr­
gestänge in der Ölförderung dienen.
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(25) Nahtlose Rohre werden dem Nutzer in sehr unterschied­
licher Form geliefert: beispielsweise galvanisiert, mit Ge­
winde, als „green tubes“ (d. h. ohne irgendeine Wärmebe­
handlung), mit besonderem Abschluss, unterschiedlichen 
Querschnitten, auf Größe geschnitten oder nicht. Da es 
keine allgemein üblichen Standardgrößen für diese Rohre 
gibt, werden die meisten auf Bestellung gefertigt. Naht­
lose Rohre sind normalerweise zusammengeschweißt. In 
besonderen Fällen können sie aber auch über ein Ge­
winde verbunden sein oder einzeln verwendet werden, 
wobei sie jedoch weiterhin schweißbar sind. Die Unter­
suchung zeigte, dass alle nahtlosen Rohre dieselben 
grundlegenden materiellen, chemischen und technischen 
Eigenschaften und dieselben grundlegenden Verwen­
dungszwecke aufweisen. 

2.2. Gleichartige Ware 

(26) Wie bereits bei vorangegangenen Untersuchungen und 
bei der jüngsten Untersuchung wurde auch bei dieser 
Auslaufüberprüfung festgestellt, dass die aus Kroatien, 
Russland und der Ukraine in die Union ausgeführte Wa­
re, die in Kroatien, Russland und der Ukraine hergestellte 
und auf dem kroatischen, russischen und ukrainischen 
Inlandsmarkt verkaufte Ware sowie die in der Union 
von den Unionsherstellern hergestellte und verkaufte 
Ware dieselben grundlegenden materiellen und tech­
nischen Eigenschaften sowie dieselben grundlegenden 
Endverwendungen aufweisen und daher als gleichartige 
Waren im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der Grundver­
ordnung anzusehen sind. 

3. DUMPING 

(27) Nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung wurde 
geprüft, ob im Falle eines möglichen Außerkrafttretens 
der geltenden Maßnahmen ein Anhalten oder erneutes 
Auftreten des Dumpings wahrscheinlich wäre. 

3.1. Vorbemerkungen 

(28) Die von Eurostat erfasste Gesamteinfuhrmenge nahtloser 
Rohre aus Kroatien, Russland und der Ukraine belief sich 
im UZÜ auf 42 723 t, dies entsprach einem Anteil am 
Unionsmarkt von 2,5 %. 

(29) Gemäß Artikel 11 Absatz 9 der Grundverordnung wur­
de, soweit die Umstände unverändert waren oder ent­
sprechende Informationen zur Verfügung standen, die 
gleiche Methodik angewandt wie in der jüngsten Unter­
suchung. Bei Nichtmitarbeit, wie im Falle Russlands, 
mussten nach Artikel 18 der Grundverordnung die ver­
fügbaren Informationen zugrunde gelegt werden. Im Falle 
Kroatiens und der Ukraine wurden sowohl die von den 
mitarbeitenden Unternehmen zur Verfügung gestellten 
als auch öffentlich zugängliche Informationen verwendet. 

3.2. Dumping der Einfuhren im UZÜ 

3.2.1. Allgemeine Methode 

(30) Die im Folgenden dargelegte allgemeine Methode wurde 
bei allen mitarbeitenden Herstellern in Kroatien und der 
Ukraine angewandt. In den Dumpingfeststellungen wird 
daher jeweils nur auf die für das jeweilige Ausfuhrland 

spezifischen Aspekte eingegangen. Die Gesamtanalyse für 
Russland einschließlich der Dumpingberechnung wurde, 
da keiner der ausführenden Hersteller in Russland mit­
arbeitete, nach Artikel 18 der Grundverordnung auf der 
Grundlage der besten verfügbaren Informationen durch­
geführt. 

3.2.2. Normalwert 

(31) Zunächst wurde nach Artikel 2 Absatz 2 der Grundver­
ordnung geprüft, ob die Gesamtmenge der von jedem 
einzelnen mitarbeitenden Hersteller getätigten Inlandsver­
käufe der gleichartigen Ware an unabhängige Abnehmer, 
gemessen an seinen gesamten Ausfuhrverkäufen in die 
Union, repräsentativ war, d. h. ob die Gesamtmenge die­
ser Verkäufe mindestens 5 % der Gesamtmenge der Aus­
fuhrverkäufe der betroffenen Ware in die Union aus­
machte. 

(32) Für jeden einzelnen Warentyp, den ein ausführender Her­
steller auf seinem Inlandsmarkt verkaufte und der den 
Untersuchungsergebnissen zufolge mit dem zur Ausfuhr 
in die Union verkauften Warentyp direkt vergleichbar 
war, wurde geprüft, ob die Inlandsverkäufe hinreichend 
repräsentativ im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der 
Grundverordnung waren. Die Inlandsverkäufe eines Wa­
rentyps wurden als hinreichend repräsentativ betrachtet, 
wenn die im UZÜ von dem ausführenden Hersteller an 
unabhängige Abnehmer auf dem Inlandsmarkt verkaufte 
Gesamtmenge dieses Warentyps mindestens 5 % der von 
diesem Hersteller insgesamt zur Ausfuhr in die Union 
verkauften Menge des vergleichbaren Warentyps ent­
sprach. 

(33) Ferner wurde geprüft, ob die Inlandsverkäufe der einzel­
nen Warentypen als Geschäfte im normalen Handelsver­
kehr im Sinne des Artikels 2 Absatz 4 der Grundverord­
nung angesehen werden konnten. Hierfür wurde für je­
den ausgeführten Typ der betroffenen Ware der Anteil 
der gewinnbringenden Verkäufe an unabhängige Abneh­
mer auf dem Inlandsmarkt im UZÜ ermittelt. 

(34) Für diejenigen Warentypen, bei denen mehr als 80 % der 
auf dem Inlandsmarkt abgesetzten Menge über den 
Stückkosten verkauft wurden und bei denen der gewo­
gene durchschnittliche Verkaufspreis mindestens den Pro­
duktionsstückkosten entsprach, wurde der Normalwert je 
Warentyp als gewogener Durchschnitt der tatsächlichen 
Preise aller Inlandsverkäufe dieses Warentyps ermittelt, 
unabhängig davon, ob diese Verkäufe gewinnbringend 
waren oder nicht. 

(35) Wenn das Volumen der gewinnbringenden Verkäufe ei­
nes Warentyps 80 % oder weniger des gesamten Ver­
kaufsvolumens dieses Typs ausmachte oder wenn der 
gewogene Durchschnittspreis des betreffenden Warentyps 
unter den Produktionsstückkosten lag, wurde dem Nor­
malwert der tatsächliche Inlandspreis zugrunde gelegt, 
der als gewogener Durchschnitt ausschließlich der ge­
winnbringenden Inlandsverkäufe dieses Warentyps im 
UZÜ ermittelt wurde.
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(36) Für Warentypen, die im Inland nicht oder nur in un­
zureichenden Mengen verkauft wurden, wurde der Nor­
malwert nach Artikel 2 Absatz 3 der Grundverordnung 
rechnerisch ermittelt. 

(37) Bei der rechnerischen Ermittlung des Normalwerts nach 
Artikel 2 Absatz 3 der Grundverordnung wurden die 
Beträge für Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten 
sowie für Gewinne nach dem Einleitungssatz von Arti­
kel 2 Absatz 6 der Grundverordnung anhand der Zahlen 
festgesetzt, die der ausführende Hersteller bei der Produk­
tion und dem Verkauf der gleichartigen Ware im norma­
len Handelsverkehr tatsächlich verzeichnete, oder anhand 
der verfügbaren Informationen. 

3.2.3. Ausfuhrpreis 

(38) In allen Fällen, in denen die Ausfuhrverkäufe der betrof­
fenen Ware an unabhängige Abnehmer in der Union 
erfolgten, wurde der Ausfuhrpreis nach Artikel 2 Absatz 
8 der Grundverordnung ermittelt, also anhand der tat­
sächlich gezahlten oder zu zahlenden Ausfuhrpreise. 

3.2.4. Vergleich 

(39) Der Normalwert und der Ausfuhrpreis der ausführenden 
Hersteller der mitarbeitenden Gruppe wurden auf der 
Stufe ab Werk miteinander verglichen. Im Interesse eines 
gerechten Vergleichs zwischen Normalwert und Ausfuhr­
preis wurden nach Artikel 2 Absatz 10 der Grundver­
ordnung für Unterschiede, die die Preise und ihre Ver­
gleichbarkeit beeinflussten, gebührende Berichtigungen 
vorgenommen. 

3.2.5. Dumpingspanne der mitarbeitenden ausführenden Her­
steller 

(40) Nach Artikel 2 Absätze 11 und 12 der Grundverordnung 
wurde für jeden Warentyp und jedes mitarbeitende Un­
ternehmen ein Vergleich des gewogenen durchschnitt­
lichen Normalwerts mit dem gewogenen durchschnitt­
lichen Ausfuhrpreis auf der Stufe ab Werk vorgenom­
men. 

3.3. Kroatien 

(41) Im UZÜ entsprach die Gesamteinfuhrmenge nahtloser 
Rohre, die von CMC Sisak, dem einzigen ausführenden 
Hersteller nahtloser Rohre in Kroatien, stammten, weni­
ger als 1 % des gesamten Unionsverbrauchs. 

3.3.1. Normalwert 

(42) Der Untersuchung zufolge waren die Inlandsverkäufe der 
betroffenen Ware zwar repräsentativ im Sinne der Erwä­
gungsgründe 30 und 31, es wurden jedoch keine Ver­
käufe im normalen Handelsverkehr getätigt. Daher wurde 
der Normalwert für den mitarbeitenden Hersteller nach 
Artikel 2 Absatz 3 der Grundverordnung rechnerisch 
ermittelt. 

(43) Der Normalwert wurde infolgedessen anhand der Her­
stellkosten berechnet, zu denen ein angemessener Betrag 
für Gewinne und für VVG-Kosten hinzugerechnet wurde; 
dabei wurden die verfügbaren Informationen zugrunde 
gelegt. 

3.3.2. Ausfuhrpreis 

(44) Der mitarbeitende Hersteller führte die betroffene Ware 
entweder direkt oder über seine verbundene Handels­
gesellschaft in der Schweiz zum Verkauf an unabhängige 
Abnehmer in der Union aus. Die Ausfuhrpreise wurden 
daher nach Artikel 2 Absatz 8 der Grundverordnung 
anhand der vom ersten unabhängigen Abnehmer in der 
Union tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preise 
ermittelt. 

3.3.3. Vergleich 

(45) Der rechnerisch ermittelte Normalwert und der Ausfuhr­
preis wurden auf der Stufe ab Werk miteinander vergli­
chen. 

(46) Im Interesse eines gerechten Vergleichs auf der gleichen 
Handelsstufe wurden gebührende Berichtigungen für Un­
terschiede vorgenommen, die nachweislich die Vergleich­
barkeit der Preise beeinflussten. So wurden nach Artikel 2 
Absatz 10 der Grundverordnung Berichtigungen für 
Transportkosten, Rabatte und Preisnachlässe, Provisionen 
und Kreditkosten vorgenommen. 

3.3.4. Dumpingspanne 

(47) Nach Artikel 2 Absatz 11 der Grundverordnung wurde 
die Dumpingspanne anhand eines Vergleichs des gewo­
genen Durchschnitts des rechnerisch ermittelten Normal­
werts mit dem gewogenen durchschnittlichen Preis bei 
der Ausfuhr in die Union ermittelt. Dieser Vergleich er­
gab, dass im UZÜ beträchtliches Dumping in Höhe von 
mehr als 60 % vorlag. 

3.4. Russland 

(48) Die von Eurostat erfasste Gesamteinfuhrmenge nahtloser 
Rohre aus Russland belief sich im UZÜ auf 10 785 t, 
dies entsprach einem Anteil am Unionsmarkt von rund 
1 %. 

3.4.1. Normalwert 

(49) Da kein ausführender Hersteller in Russland mitarbeitete, 
musste die Feststellung, ob im UZÜ Dumping vorlag, wie 
vorstehend erwähnt anhand der verfügbaren Informatio­
nen getroffen werden. In Ermangelung von Fragebogen­
daten wurde der Normalwert nach Artikel 18 der Grund­
verordnung berechnet, wobei Daten aus dem Überprü­
fungsantrag und den regelmäßig erscheinenden „Metal 
Expert“-Veröffentlichungen für nahtlose warmgefertigte 
Rohre der niedrigsten Qualitätsstufe zugrunde gelegt 
wurden.
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(50) Hinsichtlich der Gaspreise in Russland ist anzumerken, 
dass bei der Einführung der Maßnahmen im Rahmen 
der jüngsten Untersuchung eine Berichtigung nach Arti­
kel 2 Absatz 5 der Grundverordnung vorgenommen wer­
den musste ( 1 ). Bei der jetzigen Untersuchung wurde der 
Normalwert jedoch ermittelt, ohne zu prüfen, ob eine 
Berichtigung für die Gaskosten der russischen ausführen­
den Hersteller nach Artikel 2 Absatz 5 der Grundverord­
nung erforderlich war. Der Grund hierfür war, dass be­
reits bei Verwendung der unberichtigten Produktionskos­
ten deutlich wurde, dass im UZÜ Dumping stattfand 
(siehe Erwägungsgrund 53). Infolgedessen und weil mit 
einer Auslaufüberprüfung festgestellt werden soll, ob im 
Falle einer Aufhebung der Maßnahmen ein Anhalten oder 
erneutes Auftreten des Dumpings wahrscheinlich wäre, 
damit entschieden werden kann, ob die derzeit geltenden 
Maßnahmen aufrechterhalten oder aufgehoben werden 
sollten, wurde es für nicht erforderlich gehalten, zu prü­
fen, ob eine Berichtigung nach Artikel 2 Absatz 5 der 
Grundverordnung in diesem Fall gerechtfertigt wäre. 

3.4.2. Ausfuhrpreis 

(51) Der durchschnittliche Ausfuhrpreis wurde anhand des 
von Eurostat erfassten CIF-Wertes für die entsprechenden 
Typen nahtloser warmgefertigter Rohre berechnet. 

3.4.3. Vergleich 

(52) In Ermangelung überprüfter Fragebogendaten wurde der 
Vergleich zwischen dem Normalwert und dem Ausfuhr­
preis nach Artikel 2 Absatz 10 der Grundverordnung 
anhand von Daten aus dem Antrag durchgeführt. 

3.4.4. Dumpingspanne 

(53) Nach Artikel 18 Absatz 5 der Grundverordnung wurde 
die Dumpingspanne je Warentyp anhand eines Vergleichs 
des rechnerisch ermittelten durchschnittlichen Normal­
werts mit dem gewogenen durchschnittlichen Preis bei 
der Ausfuhr in die Union ermittelt. Dieser Vergleich er­
gab eine Dumpingspanne von 38,4 %, die somit höher ist 
als die in der jüngsten Untersuchung festgestellte Dum­
pingspanne von 35,8 %. 

3.5. Ukraine 

(54) Von drei der Kommission bekannten ausführenden Her­
stellern in der Ukraine arbeitete nur eine Gruppe ausfüh­
render Hersteller, nämlich die Interpipe-Gruppe, bei der 
jetzigen Überprüfung mit der Kommission zusammen. 
Auf diesen ausführenden Hersteller entfielen annähernd 
70 % der gesamten Produktion nahtloser Rohre in der 
Ukraine und mehr als 80 % der gesamten Ausfuhren 
aus der Ukraine in die Union. Im UZÜ entsprachen die 
Ausfuhren aus der Ukraine in die Union einem Anteil am 
Unionsverbrauch von weniger als 2 %. 

3.5.1. Normalwert 

(55) Der Untersuchung zufolge waren die Inlandsverkäufe der 
gleichartigen Ware repräsentativ im Sinne der 

Erwägungsgründe 31 bis 33. Daher wurde der Normal­
wert wie in den Erwägungsgründen 34 bis 37 beschrie­
ben ermittelt. 

(56) Hinsichtlich der Energiepreise in der Ukraine ist an­
zumerken, dass bei der Einführung der Maßnahmen im 
Rahmen der jüngsten Untersuchung eine Berichtigung 
nach Artikel 2 Absatz 5 der Grundverordnung vor­
genommen werden musste ( 2 ). Bei der jetzigen Unter­
suchung wurde der Normalwert jedoch ermittelt, ohne 
zu prüfen, ob eine Berichtigung für die Energiekosten 
der ukrainischen ausführenden Hersteller nach Artikel 2 
Absatz 5 der Grundverordnung erforderlich war. Der 
Grund hierfür war, dass bereits bei Verwendung der un­
berichtigten Produktionskosten deutlich wurde, dass im 
UZÜ Dumping stattfand (siehe Erwägungsgrund 61). In­
folgedessen und weil mit einer Auslaufüberprüfung fest­
gestellt werden soll, ob im Falle einer Aufhebung der 
Maßnahmen ein Anhalten oder erneutes Auftreten des 
Dumpings wahrscheinlich wäre, damit entschieden wer­
den kann, ob die derzeit geltenden Maßnahmen aufrecht­
erhalten oder aufgehoben werden sollten, wurde es für 
nicht erforderlich gehalten, zu prüfen, ob eine Berichti­
gung nach Artikel 2 Absatz 5 der Grundverordnung in 
diesem Fall gerechtfertigt wäre. 

3.5.2. Ausfuhrpreis 

(57) Die von der Interpipe-Gruppe getätigten Ausfuhrverkäufe 
der betroffenen Ware erfolgten über ihre in der Schweiz 
niedergelassene verbundene Handelsgesellschaft direkt an 
unabhängige Abnehmer in der Union. Die Ausfuhrpreise 
wurden daher wie in Erwägungsgrund 38 beschrieben 
ermittelt. 

3.5.3. Vergleich 

(58) Normalwert und Ausfuhrpreis der Interpipe-Gruppe wur­
den wie in Erwägungsgrund 39 dargelegt verglichen. Auf 
dieser Grundlage wurden, soweit erforderlich und ge­
rechtfertigt, Berichtigungen für Transport-, Versiche­
rungs-, Bereitstellungs-, Verlade- und Nebenkosten, Kre­
ditkosten und Provisionen vorgenommen. 

3.5.4. Dumpingspanne 

(59) Die Dumpingspanne wurde wie in Erwägungsgrund 40 
beschrieben berechnet. 

(60) Wie in der letzten Untersuchung wurde im Einklang mit 
dem bei den Institutionen üblichen Standardverfahren für 
die gesamte Gruppe eine einzige Dumpingspanne berech­
net. Dabei wurde so verfahren, dass die Dumpingspanne 
für jeden ausführenden Hersteller einzeln berechnet wur­
de, bevor eine gewogene durchschnittliche Dumping­
spanne für die gesamte Gruppe ermittelt wurde. Es sei 
darauf hingewiesen, dass diese Methode sich von der bei 
der letzten Untersuchung angewandten unterscheidet, bei 
der die Dumpingspanne durch Zusammenfassung aller 
Daten über Produktion, Rentabilität und Unionsverkäufe 
der Produktionseinheiten berechnet wurde. Bei den ver­
änderten Umständen, die die Anwendung dieser abwei­
chenden Methode rechtfertigen, handelt es sich um eine
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Änderung der Unternehmensstruktur der Gruppe, die in 
Bezug auf die Verkäufe und die Produktion die Identifi­
zierung des Herstellers innerhalb der Gruppe ermöglicht. 

(61) Der Vergleich ergab, dass bei der mitarbeitenden Gruppe 
ausführender Hersteller, die im UZÜ in die Union expor­
tierten, Dumping in Höhe von mehr als 10 % vorlag. 

4. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS DES 
DUMPINGS 

4.1. Vorbemerkungen 

(62) Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, dass wäh­
rend des Untersuchungszeitraums der Überprüfung wei­
terhin Dumping stattfand. Daher wird im Folgenden un­
tersucht, ob im Falle eines Außerkrafttretens der Maß­
nahmen ein Anhalten des Dumpings wahrscheinlich wä­
re. 

4.1.1. Kroatien 

(63) Wie in Erwägungsgrund 46 angemerkt, wurde bei der 
Untersuchung eine erhebliche Dumpingspanne im Unter­
suchungszeitraum der Überprüfung festgestellt. Der Ei­
gentümer des ausführenden Herstellers beschloss jedoch 
danach, das Unternehmen zu veräußern; daher nahm der 
ausführende Hersteller ab Herbst 2011 keine neuen Auf­
träge mehr an und stellte Ende 2011 die gesamte Pro­
duktion nahtloser Rohre ein. Folglich gibt es in Kroatien 
seit 2012 keine Produktion nahtloser Rohre mehr, und 
Ausfuhren fanden in der Zeit nach dem UZÜ nur noch 
in sehr begrenztem Umfang statt. 

(64) Die Untersuchung ergab, dass das Unternehmen, das auf 
Bestellung produzierte, keine größeren Lagerbestände 
hält. Tatsächlich lassen sich wegen der großen Vielfalt 
von Rohren und der hohen Kosten mit der Haltung gro­
ßer Vorräte keine wirtschaftlichen Vorteile erzielen. 

(65) Aufgrund der vorstehenden Erwägungen und unter Be­
rücksichtigung der Tatsache, dass der Prozess des Ver­
kaufs des Unternehmens noch nicht abgeschlossen ist, 
ist in Bezug auf nahtlose Rohre mit Ursprung in Kroatien 
ein Anhalten des Dumpings kurz- bis mittelfristig höchst 
unwahrscheinlich. 

4.1.2. Russland 

4.1.2.1. V o r b e m e r k u n g e n 

(66) Außer dem Vorliegen von Dumping im UZÜ wurde auch 
untersucht, ob ein Anhalten des Dumpings wahrschein­
lich wäre. 

(67) Dabei wurden die folgenden Aspekte analysiert: die 
Menge und die Preise der gedumpten Einfuhren aus Russ­
land, die Produktionskapazität und die Kapazitätsreserven 

in Russland sowie die Attraktivität des Unionsmarktes 
und anderer Drittmärkte. 

4.1.2.2. M e n g e u n d P r e i s e d e r g e d u m p t e n 
E i n f u h r e n a u s R u s s l a n d 

(68) Nach der Einführung endgültiger Maßnahmen im Juni 
2006 und ihrer Änderung im August 2008 durch die 
Verordnung (EG) Nr. 812/2008 des Rates ( 1 ) gingen die 
als Ursprungserzeugnisse Russlands angemeldeten Einfuh­
ren kontinuierlich zurück und blieben bis zum Ende des 
UZÜ gering. 

(69) Im gleichen Zeitraum blieben auch die Preise der ge­
dumpten Einfuhren aus Russland vergleichsweise niedrig. 

4.1.2.3. P r o d u k t i o n s k a p a z i t ä t u n d K a p a ­
z i t ä t s r e s e r v e n i n R u s s l a n d 

(70) Es liegen keine überprüften Daten vor, verschiedene öf­
fentlich zugängliche Informationsquellen deuten jedoch 
darauf hin, dass die Gesamtproduktionskapazität für 
nahtlose Rohre in Russland die Nachfrage auf dem In­
landsmarkt ganz erheblich übersteigt. 

(71) Der russische Anteil am Unionsmarkt beträgt zwar nicht 
wesentlich mehr als 1 %, die geschätzte installierte russi­
sche Produktionskapazität liegt jedoch bei nahezu 4 Mio. 
t pro Jahr. Die Produktionskapazitäten in Russland sind 
nur zu schätzungsweise 70 % ausgelastet. Zieht man den 
bekannten Inlandsverbrauch und die Mengen der Aus­
fuhren auf andere Märkte nach Maßgabe der russischen 
Ausfuhrstatistiken ab, so ergeben sich Kapazitätsreserven 
von derzeit mehr als 1 Mio. t pro Jahr, dies entspricht 
fast 65 % des Unionsverbrauchs. Trotz der derzeitigen 
Überkapazität geht aus den vom Antragsteller vorgeleg­
ten Informationen, die von den betroffenen Parteien 
nicht in Frage gestellt wurden, hervor, dass die russische 
Kapazität in den kommenden Jahren weiter ausgebaut 
werden könnte. Ein ausführender Hersteller in Russland 
brachte vor, sein Unternehmen arbeite mit einer höheren 
Kapazitätsauslastung, und er beabsichtige nicht, seine 
Produktionskapazität in naher Zukunft auszuweiten. Die­
ser ausführende Hersteller gab ferner an, einer renom­
mierten Marktpublikation zufolge sei die Kapazitätsaus­
lastung des russischen Wirtschaftszweigs nahtloser Rohre 
„hoch“, und die Menge der in Russland hergestellten be­
troffenen Ware entspreche dem Inlandsverbrauch. Da das 
Unternehmen beschlossen hatte, nicht mitzuarbeiten, wa­
ren diese von dem Unternehmen vorgelegten Informatio­
nen jedoch im Dossier nicht enthalten und konnten auch 
nicht überprüft werden. Im Übrigen wurde der Begriff 
„hoch“ in der Publikation nicht quantifiziert und es war 
nicht möglich, diesbezüglich eine Schlussfolgerung zu 
treffen. Daher können die Stellungnahmen zum Umfang 
von Produktion und Verbrauch der betroffenen Ware in 
Russland die Feststellung, dass in Russland erhebliche 
Kapazitätsreserven vorhanden sind, nicht entkräften. Es 
sei darauf hingewiesen, dass die geschätzte installierte 
Kapazität von knapp 4 Mio. t pro Jahr nach der Unter­
richtung aller interessierten Parteien über die Feststellun­
gen der Untersuchung nicht in Frage gestellt wurde.
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4.1.2.4. A t t r a k t i v i t ä t d e s U n i o n s m a r k t e s 
u n d a n d e r e r D r i t t l a n d s m ä r k t e 

(72) Wie erwähnt ist auf dem russischen Inlandsmarkt eine 
erhebliche Überkapazität vorhanden, was darauf hinweist, 
dass Russland unter einem starken Zugzwang steht, al­
ternative Märkte zu erschließen, um diese überschüssige 
Produktionskapazität zu absorbieren. 

(73) Der Unionsmarkt ist einer der größten Märkte der Welt 
und wächst noch weiter. Aus den bei der Untersuchung 
eingeholten Informationen geht zudem eindeutig hervor, 
dass die russischen Unternehmen ein großes Interesse am 
Ausbau ihrer Präsenz auf einem der weltweit größten 
Märkte und an der Beibehaltung eines bedeutenden 
Marktanteils auf dem Unionsmarkt gezeigt haben. Ein 
ausführender Hersteller in Russland brachte vor, die Fest­
stellungen hinsichtlich des Vorliegens von Dumping und 
der Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens von 
Dumping und Schädigung hätten auf der Grundlage der 
nach Maßgabe der Einleitungsbekanntmachung übermit­
telten Informationen getroffen werden sollen und nicht 
auf der Grundlage der besten verfügbaren Informationen. 
Als dieser ausführende Hersteller in Russland indessen 
beschloss, nicht weiter mitzuarbeiten, gab er an, aufgrund 
interner Umstrukturierungsprozesse hätte der ausgefüllte 
Fragebogen mit den nach der Einleitung der Unter­
suchung übermittelten Informationen nicht herangezogen 
werden können, um festzustellen, ob in seinem Falle ein 
Anhalten oder erneutes Auftreten des Dumpings wahr­
scheinlich wäre oder ob sich die Umstände so sehr ver­
ändert hätten, dass eine Überprüfung der Höhe der Maß­
nahmen gerechtfertigt wäre. Daher wurde die Auffassung 
vertreten, dass diese Informationen nicht verwendet wer­
den konnten. 

4.1.2.5. S c h l u s s f o l g e r u n g z u r W a h r ­
s c h e i n l i c h k e i t e i n e s A n h a l t e n s 
d e s D u m p i n g s 

(74) Angesichts der vorstehenden Feststellungen lässt sich der 
Schluss ziehen, dass die Einfuhren aus Russland nach wie 
vor gedumpt sind und dass ein Anhalten des Dumpings 
sehr wahrscheinlich ist. In Anbetracht der derzeitigen 
und der potenziellen künftigen Kapazitätsreserven in 
Russland sowie der Tatsache, dass der Unionsmarkt zu 
den weltweit größten Märkten mit einem attraktiven 
Preisniveau zählt, kann der Schluss gezogen werden, 
dass die russischen Ausführer ihre zu gedumpten Preisen 
getätigten Ausfuhren in die Union im Falle eines Außer­
krafttretens der Antidumpingmaßnahmen wahrscheinlich 
weiter steigern werden. 

4.1.3. Ukraine 

4.1.3.1. V o r b e m e r k u n g e n 

(75) Außer dem Vorliegen von Dumping im UZÜ (siehe Er­
wägungsgründe 54 bis 61) wurde auch geprüft, ob ein 
Anhalten des Dumpings wahrscheinlich wäre. 

(76) Dabei wurden die folgenden Aspekte analysiert: die 
Menge und die Preise der gedumpten Einfuhren aus der 
Ukraine, die Produktionskapazität und die Kapazitäts­
reserven in der Ukraine sowie die Attraktivität des Uni­
onsmarktes und anderer Drittmärkte. 

4.1.3.2. M e n g e u n d P r e i s e d e r g e d u m p t e n 
E i n f u h r e n a u s d e r U k r a i n e 

(77) Nach der Einführung endgültiger Maßnahmen im Juni 
2006 gingen die Einfuhren aus der Ukraine beträchtlich 
zurück; sie liegen seither auf einem relativ niedrigen Ni­
veau mit einem Anteil am Unionsmarkt von weniger als 
2 %. Im gleichen Zeitraum blieben auch die Preise der 
gedumpten Einfuhren aus der Ukraine vergleichsweise 
niedrig. Zudem ergab die Untersuchung, dass die durch­
schnittlichen Preise bei der Ausfuhr auf andere Export­
märkte als die Union, auf denen keine Antidumpingzölle 
gelten, mit den Verkaufspreisen der Ausfuhren in die 
Union vergleichbar oder sogar niedriger als diese waren. 

4.1.3.3. P r o d u k t i o n s k a p a z i t ä t u n d K a p a ­
z i t ä t s r e s e r v e n i n d e r U k r a i n e 

(78) Öffentlich zugänglichen Informationen zufolge gibt es in 
der Ukraine im Wesentlichen drei Hersteller nahtloser 
Rohre mit einer geschätzten Gesamtproduktionskapazität 
von rund 1,5 Mio. t jährlich, was nahezu dem gesamten 
Unionsverbrauch entspricht. 

(79) Der ukrainische Anteil am Unionsmarkt liegt zwar nur 
bei knapp 2 %, die geschätzten Kapazitätsreserven in der 
Ukraine betragen jedoch 50 % oder 750 000 t pro Jahr, 
dies entspricht fast der Hälfte des Unionsverbrauchs. 

4.1.3.4. A t t r a k t i v i t ä t d e s U n i o n s m a r k t e s 
u n d a n d e r e r D r i t t m ä r k t e 

(80) Die Untersuchung hat bestätigt, dass die drei wichtigsten 
ukrainischen Hersteller nahtloser Rohre die betroffene 
Ware alle in die Union ausführen. Des Weiteren ging 
aus der Untersuchung hervor, dass die mitarbeitende Par­
tei Waren zu gedumpten Preisen in die Union ausführt. 
Öffentlich zugänglichen Informationen zufolge führen die 
anderen großen Hersteller in der Ukraine nahtlose Rohre 
zu Preisen in die Union aus, die unter den Preisen des 
mitarbeitenden Unternehmens liegen. 

4.1.3.5. S c h l u s s f o l g e r u n g z u r W a h r ­
s c h e i n l i c h k e i t e i n e s A n h a l t e n s 
d e s D u m p i n g s 

(81) Da die Einfuhren aus der Ukraine nach wie vor gedumpt 
sind und Verkäufe bei der Ausfuhr auf Exportmärkte 
außerhalb der Europäischen Union zu Preisen erfolgen, 
die mit den in der Union erzielten Preisen vergleichbar 
oder sogar niedriger sind als diese, und in Anbetracht der 
erheblichen Kapazitätsreserven in der Ukraine sowie der 
Tatsache, dass der Unionsmarkt zu den weltweit größten 
Märkten zählt, kann der Schluss gezogen werden, dass 
die ukrainischen Ausführer ihre zu gedumpten Preisen 
getätigten Ausfuhren in die Union im Falle eines Außer­
krafttretens der Antidumpingmaßnahmen wahrscheinlich 
weiter steigern werden. 

4.2. Schlussfolgerung 

(82) Aus den dargelegten Gründen wird der Schluss gezogen, 
dass in Bezug auf nahtlose Rohre mit Ursprung in der 
Ukraine und in Russland im Falle eines Außerkrafttretens 
der geltenden Maßnahmen eine erhebliche und reale Ge­
fahr eines Anhaltens des Dumpings besteht. Hingegen
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wird aufgrund der besonderen Umstände, die sich bei der 
Untersuchung hinsichtlich Kroatiens ergeben haben, der 
Schluss gezogen, dass in Bezug auf die Einfuhren naht­
loser Rohre mit Ursprung in Kroatien im Falle eines 
Außerkrafttretens der geltenden Antidumpingmaßnah­
men keine Gefahr eines Anhaltens des Dumpings besteht. 

5. UNIONSPRODUKTION UND WIRTSCHAFTSZWEIG 
DER UNION 

(83) In der Union werden nahtlose Rohre von rund 19 Her­
stellern/Herstellergruppen gefertigt, die den Wirtschafts­
zweig der Union im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 und 
des Artikels 5 Absatz 4 der Grundverordnung bilden. 

(84) Wie in Erwägungsgrund 14 ausgeführt, wurde aus den 
folgenden 19 Unionsherstellern, die die angeforderten 
Informationen übermittelten, eine Stichprobe aus vier 
Herstellern/Herstellergruppen gezogen: 

— Arcelor Mittal Tubular Products Ostrava, Tsche­
chische Republik, 

— Arcelor Mittal Tubular Products Roman S.A., Rumä­
nien, 

— Benteler Stahl/Rohr GmbH, Deutschland, 

— Huta Batory, Polen, 

— Ovako Steel AB, Schweden, 

— Productos Tubulares S.A., Spanien, 

— Rohrwerk Max Hütte GmbH, Deutschland, 

— Rurexpol Sp. z o.o., Polen, 

— Silcotub, Rumänien, 

— Tenaris Dalmine S.p.A., Bergamo, Italien, 

— Tubos Reunidos S.A., Amurrio, Spanien, 

— TMK Artrom, Rumänien, 

— Valcovny Trub Chomutov, Tschechische Republik, 

— Vallourec Mannesmann Oil and Gas, Frankreich, 

— Vitkovice Valcovnatrub AS, Tschechische Republik, 

— V & M Deutschland GmbH, Düsseldorf, Deutschland, 

— V & M, Frankreich, 

— Voest Alpine Tubulars, Österreich, 

— Železiarne Podbrezová, Slowakische Republik. 

(85) Es sei angemerkt, dass auf die vier in die Stichprobe 
einbezogenen Unionshersteller 30 % der Gesamtproduk­
tion der Union im UZÜ und 35 % der Gesamtverkäufe 
auf dem Unionsmarkt entfielen, während auf die vorste­
hend aufgeführten 19 Unionshersteller 100 % der Ge­
samtproduktion der Union im UZÜ entfielen, was als 
repräsentativ für die gesamte Unionsproduktion angese­
hen wird. 

6. LAGE AUF DEM UNIONSMARKT 

6.1. Unionsverbrauch 

(86) Der Unionsverbrauch wurde auf der Grundlage der Ver­
kaufsmengen des Wirtschaftszweigs der Union auf dem 
Unionsmarkt und anhand von Eurostat-Daten für alle 
EU-Einfuhren ermittelt. 

(87) Anhand dieser Daten wurde festgestellt, dass sich der 
Unionsverbrauch zwischen 2008 und dem UZÜ um 
34 % verringerte, nämlich von 2 597 110 t auf 
1 724 743 t. Im Jahr 2008 war der Verbrauch sehr hoch, 
was damit erklärt werden könnte, dass die hohen Öl- und 
Gaspreise 2008 Investitionen in diesen Branchen förder­
ten und so die Nachfrage belebten. Der Rückgang erfolgte 
in vollem Umfang im Jahr 2009, als der Verbrauch um 
fast 50 % einbrach. Nach 2009 zog der Verbrauch wieder 
an, und dieser Trend hielt bis zum UZÜ an. 

2008 2009 2010 UZÜ 

Unions­
verbrauch 
(in t) 

2 597 110 1 345 551 1 609 118 1 724 743 

Index 100 52 62 66 

6.2. Einfuhren aus den betroffenen Ländern 

6.2.1. Kumulierung 

(88) In den vorangegangenen Untersuchungen wurden die 
Einfuhren nahtloser Rohre mit Ursprung in Kroatien, 
Russland und der Ukraine nach Artikel 3 Absatz 4 der 
Grundverordnung kumulativ beurteilt. Es wurde geprüft, 
ob eine kumulative Beurteilung auch bei der jetzigen 
Untersuchung angemessen war. 

(89) Diesbezüglich wurde festgestellt, dass die ermittelte Dum­
pingspanne für die Einfuhren aus den einzelnen Ländern 
die Geringfügigkeitsschwelle überstieg. In Bezug auf die 
Mengen wurde eine zukunftsorientierte Analyse des bei 
einer Aufhebung der Maßnahmen wahrscheinlich zu er­
wartenden Ausfuhrvolumens der einzelnen Länder durch­
geführt. Sie ergab, dass die Einfuhren aus Russland und 
der Ukraine, im Gegensatz zu Kroatien, im Falle der Auf­
hebung der Maßnahmen wahrscheinlich erheblich über
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das im UZÜ verzeichnete Niveau und sicherlich über die 
Geringfügigkeitsschwelle ansteigen würden. Im Falle 
Kroatiens ergab die Untersuchung, dass die Einfuhren in 
die Union im Bezugszeitraum unerheblich waren und die 
Produktion nach dem UZÜ sogar vollständig eingestellt 
worden war. Es ist mithin nicht sehr wahrscheinlich, dass 
sich diese Situation kurzfristig ändern wird. 

(90) Angesichts der Tatsache, dass die Menge der gedumpten 
Einfuhren aus Kroatien im UZÜ unerheblich war und aus 
den in Erwägungsgrund 88 dargelegten Gründen wahr­
scheinlich auch nicht zunehmen wird, wurden die Krite­
rien des Artikels 3 Absatz 4 der Grundverordnung in 
Bezug auf die Einfuhren aus Kroatien als nicht erfüllt 
angesehen. 

(91) In Bezug auf die Einfuhren aus den drei betroffenen 
Ländern ergab die Untersuchung, dass die aus diesen 
Ländern eingeführten nahtlosen Rohre die gleichen 
grundlegenden materiellen und technischen Eigenschaften 
aufwiesen. Des Weiteren waren die verschiedenen einge­
führten Typen nahtloser Rohre austauschbar mit den in 
der Union hergestellten Warentypen; außerdem wurden 
sie in der Union im selben Zeitraum vermarktet. Aus 
diesen Gründen wurde die Auffassung vertreten, dass 
die eingeführten nahtlosen Rohre mit Ursprung in den 
betroffenen Ländern mit den in der Union hergestellten 
nahtlosen Rohren konkurrierten. 

(92) Mithin wurde die Auffassung vertreten, dass die in Arti­
kel 3 Absatz 4 der Grundverordnung festgelegten Krite­
rien in Bezug auf Russland und die Ukraine erfüllt waren. 
Die Einfuhren aus diesen beiden Ländern wurden daher 
kumulativ geprüft. Da die Kriterien des Artikels 3 Absatz 
4 der Grundverordnung und insbesondere die Bedingun­
gen des Wettbewerbs zwischen den eingeführten Waren 
in Bezug auf Kroatien nicht erfüllt waren, wurden die 
Einfuhren mit Ursprung in diesem Land getrennt geprüft. 

6.3. Einfuhren aus Russland und der Ukraine 

6.3.1. Menge, Marktanteil und Preise der Einfuhren 

(93) Eurostat-Daten zufolge ging die Menge der Einfuhren der 
betroffenen Ware mit Ursprung in Russland und der 
Ukraine im Bezugszeitraum um 47 % zurück. Im Einzel­
nen kam es 2009 zu einem starken Rückgang um 44 %, 
danach verringerten sich die Einfuhren nur noch gering­
fügig von 40 611 t auf 38 108 t. Hierbei ist zu beden­
ken, dass gleichzeitig der Verbrauch rückläufig war. 

(94) Der Marktanteil der Einfuhren aus Russland und der 
Ukraine sank im Bezugszeitraum von 2,7 % auf 2,2 %. 

(95) Die gewogenen Durchschnittspreise der Einfuhren naht­
loser Rohre gingen 2009 um 15 Prozentpunkte zurück, 
stiegen dann aber wieder an und erreichten im UZÜ das 
gleiche Niveau wie 2008. Dieser Rückgang und anschlie­
ßende Anstieg entsprach mehr oder weniger der Entwick­
lung der Rohstoffkosten. 

2008 2009 2010 UZÜ 

Einfuhren (in t) 72 328 40 611 39 505 38 108 

Index 100 56 55 53 

Marktanteil (in %) 2,8 % 3,0 % 2,5 % 2,2 % 

Index 100 111 93 88 

Einfuhrpreis 741,03 627,66 649,96 734,22 

Index 100 85 88 99 

6.3.2. Preisunterbietung 

(96) Da keine ausführenden Hersteller aus Russland mitarbei­
teten, musste die Preisunterbietung bei den Einfuhren aus 
Russland anhand von Einfuhrstatistiken nach dem KN- 
Code unter Verwendung der nach Artikel 14 Absatz 6 
der Grundverordnung eingeholten Informationen ermit­
telt werden. Die Preisunterbietung bei den Einfuhren aus 
der Ukraine wurde anhand der Ausfuhrpreise des mit­
arbeitenden ukrainischen ausführenden Herstellers (ohne 
Antidumpingzoll) ermittelt. Für den Wirtschaftszweig der 
Union wurden die Verkaufspreise für unabhängige Ab­
nehmer zugrunde gelegt, gegebenenfalls berichtigt auf 
die Stufe ab Werk. Im UZÜ betrug die Unterbietungs­
spanne für Einfuhren nahtloser Rohre mit Ursprung in 
Russland und der Ukraine, den Antidumpingzoll aus­
genommen, zwischen 20,4 % und 55,4 %. 

6.4. Einfuhren aus Kroatien 

6.4.1. Menge, Marktanteil und Preise der Einfuhren aus Kroa­
tien 

(97) Den Eurostat-Daten zufolge nahm die Menge der Einfuh­
ren der betroffenen Ware mit Ursprung in Kroatien im 
Bezugszeitraum um 133 % zu. 2008 wurden sehr wenige 
Einfuhren getätigt, bis 2010 nahmen die Einfuhren dann 
zu und gingen im UZÜ wieder etwas zurück. Insgesamt 
blieb die Menge der Einfuhren aus Kroatien während des 
gesamten Bezugszeitraums sehr gering. 

(98) Der Marktanteil der Einfuhren aus Kroatien erhöhte sich 
im Bezugszeitraum von 0,1 % auf 0,3 %. 

(99) Die Einfuhrpreise gingen im Bezugszeitraum kontinuier­
lich um insgesamt 23 % zurück. 

2008 2009 2010 UZÜ 

Einfuhren 

Index 100 153 251 233 

Marktanteil (in %) 0,1 % 0,2 % 0,3 % 0,3 % 

Einfuhrpreis 

Index 100 89 74 77

DE L 174/14 Amtsblatt der Europäischen Union 4.7.2012



6.4.2. Preisunterbietung 

(100) Die Preisunterbietung wurde anhand der Ausfuhrpreise 
des mitarbeitenden kroatischen Herstellers (ohne Anti­
dumpingzoll) ermittelt und betrug 29,3 %. Da es keinen 
anderen ausführenden Hersteller in Kroatien gibt, trifft 
diese Feststellung auch auf das gesamte Land zu. 

6.5. Anderes von Antidumpingmaßnahmen betroffe­
nes Land 

(101) Den Eurostat-Daten zufolge ging die Menge der Einfuh­
ren nahtloser Rohre mit Ursprung in der Volksrepublik 
China im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 926/2009 ( 1 ) im Bezugszeitraum um 80 % zu­
rück. 

(102) Der Marktanteil der Einfuhren aus der Volksrepublik 
China verringerte sich von 20,5 % im Jahr 2008 auf 
3,1 % im UZÜ. 

7. WIRTSCHAFTLICHE LAGE DES WIRTSCHAFTS­
ZWEIGS DER UNION 

(103) Nach Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung prüfte die 
Kommission alle maßgeblichen Wirtschaftsfaktoren und 
-indizes, die für die Lage des Wirtschaftszweigs der Union 
relevant waren. 

7.1. Vorbemerkungen 

(104) Da in Bezug auf den Wirtschaftszweig der Union mit 
einer Stichprobe gearbeitet wurde, erfolgte die Beurtei­
lung der Schädigung sowohl anhand der für den gesam­
ten in Erwägungsgrund 57 definierten Wirtschaftszweig 
der Union gesammelten Informationen als auch anhand 
der Daten, die bei den in die Stichprobe einbezogenen 
Unionsherstellern eingeholt wurden. 

(105) Wenn mit Stichproben gearbeitet wird, werden üblicher­
weise bestimmte Schadensindikatoren (Produktion, Kapa­
zität, Produktivität, Verkäufe, Marktanteil, Wachstum und 
Beschäftigung) für den gesamten Wirtschaftszweig der 
Union analysiert, während die Schadensindikatoren, die 
sich auf die Ergebnisse einzelner Unternehmen beziehen 
(Preise, Produktionskosten, Rentabilität, Löhne, Investitio­
nen, RoI, Cashflow und Kapitalbeschaffungsmöglichkei­
ten), anhand der Informationen untersucht werden, die 
bei den in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern 
eingeholt werden. 

7.2. Daten zum Wirtschaftszweig der Union 

a) Produktion 

(106) Die Produktion des Wirtschaftszweigs der Union ging 
von 2008 bis zum UZÜ um 16 %, d. h. von 3 479 266 
t auf 2 917 325 t, zurück. Das Produktionsvolumen ver­
ringerte sich 2009 infolge des weltweiten Wirtschafts­
abschwungs ganz beträchtlich um 43 %. Bedingt durch 
die gestiegene Nachfrage war 2010 und im UZÜ eine 
Erholung zu verzeichnen und das Produktionsvolumen 
stieg von 2009 bis zum UZÜ um 27 % an, erreichte 
aber nicht wieder den Stand von 2008. Das Produktions­
volumen wies eine ähnliche Entwicklung auf wie der 
Verbrauch, ging aber infolge der Nachfrage auf 

Nicht-EU-Märkten weniger stark zurück als der Ver­
brauch auf dem Unionsmarkt. 

Wirt­
schafts­

zweig der 
Union 

2008 2009 2010 UZÜ 

Produkti­
onsvolu­
men (in t) 

3 479 266 1 979 967 2 675 053 2 917 325 

Index 100 57 77 84 

b) Kapazität und Kapazitätsauslastung 

(107) Die Produktionskapazität blieb im Bezugszeitraum kon­
stant. Mit dem Rückgang der Produktion um 16 % ver­
ringerte sich auch die Kapazitätsauslastung, nämlich von 
80 % im Jahr 2008 auf 67 % im UZÜ. Zum stärksten 
Rückgang von 80 % auf 45 % kam es allerdings im Jahr 
2009 infolge der Verringerung des Produktionsvolumens. 
2010 und im UZÜ nahm die Kapazitätsauslastung dann 
wieder kontinuierlich zu. 

Wirt­
schafts­

zweig der 
Union 

2008 2009 2010 UZÜ 

Kapazität 4 334 520 4 378 520 4 332 520 4 357 520 

Index 100 101 100 101 

Kapazi­
tätsauslas­
tung 

80 % 45 % 62 % 67 % 

Index 100 56 77 83 

c) Lagerbestände 

(108) Bei den Lagerbeständen ist zu berücksichtigen, dass die 
Herstellung ganz überwiegend auftragsbezogen erfolgt. 
Daher wird die Auffassung vertreten, dass die Lager­
bestände in diesem Fall kein relevanter Schadensindikator 
waren, obgleich die Lagerbestände der in die Stichprobe 
einbezogenen Hersteller 2009 beträchtlich zurückgingen 
und dann erneut zunahmen, mit einer leichten Schwan­
kung im Jahr 2010, bis sie im UZÜ nahezu wieder auf 
dem Stand von 2008 waren. 

In die 
Stichprobe 

einbezo­
gene 

Hersteller 

2008 2009 2010 UZÜ 

Schluss­
bestand 
(in t) 

106 078 82 788 107 490 104 184 

Index 100 78 101 98 

d) Verkaufsmenge 

(109) Die Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Union auf dem 
Unionsmarkt gingen von 2008 bis zum UZÜ um 21 % 
zurück. Nach einem Rückgang um 42 % im Jahr 2009 
erhöhte sich die Verkaufsmenge bis zum UZÜ wieder um 
21 Prozentpunkte. Diese Entwicklung entspricht der Ent­
wicklung des Verbrauchs auf dem Unionsmarkt, der
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2009 infolge des Konjunkturabschwungs um 48 % ein­
brach und sich danach wieder zu erholen begann. 

Wirt­
schafts­

zweig der 
Union 

2008 2009 2010 UZÜ 

Verkäufe 
an un­
abhängige 
Abneh­
mer in 
der Union 
(in t) 

1 445 070 841 514 1 060 349 1 135 572 

Index 100 58 73 79 

e) Marktanteil 

(110) Dem Wirtschaftszweig der Union gelang es, seinen 
Marktanteil von 2008 bis zum UZÜ allmählich aus­
zubauen. Die Zunahme ist hauptsächlich den Antidum­
pingmaßnahmen zu verdanken, die seit 2009 gegenüber 
Einfuhren aus der Volksrepublik China gelten. Der nach­
stehende Marktanteil ist der prozentuale Anteil der vom 
Wirtschaftszweig der Union in der Union getätigten Ge­
samtverkäufe an unabhängige und verbundene Abneh­
mer am EU-Verbrauch. 

Wirtschaftszweig der 
Union 2008 2009 2010 UZÜ 

Marktanteil 70,2 % 78,7 % 84,5 % 85,2 % 

Index 100 112 120 121 

f) Wachstum 

(111) Während der Unionsverbrauch von 2008 bis zum UZÜ 
um 34 % zurückging, sank das Volumen der Verkäufe 
des Wirtschaftszweigs der Union nur um 21 %. Somit 
erhöhte der Wirtschaftszweig der Union seinen Markt­
anteil, während der Marktanteil der Einfuhren aus Russ­
land und der Ukraine im selben Zeitraum um 0,6 % 
zurückging. 

g) Beschäftigung 

(112) Die Beschäftigung im Wirtschaftszweig der Union verrin­
gerte sich von 2008 bis zum UZÜ um 8 %. Der Rück­
gang setzte 2009 ein und hielt 2010 an; im UZÜ war 
dann jedoch eine Zunahme um 11 % gegenüber 2010 zu 
verzeichnen. Dies zeigt, dass sich der Wirtschaftszweig 
der Union an die neue Marktsituation anpassen konnte. 

Wirtschaftszweig der 
Union 2008 2009 2010 UZÜ 

Beschäftigung 14 456 13 131 12 073 13 368 

Index 100 91 84 92 

h) Produktivität 

(113) Die Produktivität der Belegschaft des Wirtschaftszweigs 
der Union, gemessen als Produktion je Vollzeitäquivalent 
(im Folgenden „VZÄ“) pro Jahr, unterlag im Bezugszeit­
raum Schwankungen. 

Wirtschaftszweig der 
Union 2008 2009 2010 UZÜ 

Produktivität (in t 
je Beschäftigten) 

240,7 150,8 221,6 218,2 

Index 100 63 92 91 

i) Höhe der Dumpingspanne 

(114) Die Auswirkungen der Höhe der tatsächlichen Dumping­
spannen auf den Wirtschaftszweig der Union können 
angesichts der Gesamtmenge der Einfuhren aus den be­
troffenen Ländern nicht als unerheblich angesehen wer­
den. 

7.3. Daten zu den Unionsherstellern in der Stich­
probe 

a) Verkaufspreise und Faktoren, die die Inlandspreise 
beeinflussen 

(115) Die Verkaufsstückpreise des Wirtschaftszweigs der Union 
verringerten sich zwischen 2008 und dem UZÜ um 
13 %. 2009 erhöhten sich die Preise geringfügig, gingen 
dann aber 2010 um 17 % zurück. Im UZÜ stiegen die 
Preise gegenüber 2010 leicht an. Diese Preisentwicklung 
hängt damit zusammen, dass die Nachfrage im Jahr 2008 
sehr hoch war und hohe Rohstoffpreise zu höheren Ver­
kaufspreisen führten. Die Auswirkungen davon waren 
Anfang 2009 noch zu spüren. Ab der zweiten Jahres­
hälfte 2009 ging die Nachfrage spürbar zurück und die 
Preise, die der rückläufigen Entwicklung der Rohstoff­
preise folgten, sanken. Im UZÜ scheint der Preisrückgang 
zum Stillstand gekommen zu sein. 

In die Stichprobe 
einbezogene 

Hersteller 
2008 2009 2010 UZÜ 

Durchschnittlicher 
Verkaufsstückpreis 
in der EU (in 
EUR/t) 

1 286 1 300 1 086 1 115 

Index 100 101 84 87 

b) Löhne 

(116) Im Bezugszeitraum zwischen 2008 und dem UZÜ ver­
ringerte sich der Durchschnittslohn je VZÄ um 12 %. 
Daraus konnten indessen keine aussagekräftigen Schluss­
folgerungen abgeleitet werden. 

c) Investitionen und Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten 

(117) Die Investitionen in nahtlose Rohre erhöhten sich im 
Bezugszeitraum um 24 %. Sie hatten einen beträchtlichen 
Umfang und beliefen sich im UZÜ auf mehr als 100 Mio. 
EUR. Die Branche der nahtlosen Rohre ist ein kapital­
intensiver Wirtschaftszweig, der umfangreiche Investitio­
nen in die Produktionsanlagen benötigt, um wett­
bewerbsfähig bleiben zu können. Die Untersuchung er­
gab, dass die Investitionen lediglich der Aufrechterhal­
tung der Produktionskapazität auf ihrem gegenwärtigen 
Niveau dienten, nicht jedoch der Ausweitung des Pro­
duktionsvolumens. Des Weiteren wurde festgestellt, dass 
die in die Stichprobe einbezogenen Hersteller im Bezugs­
zeitraum keine Schwierigkeiten bei der Kapitalbeschaf­
fung hatten.
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In die Stichprobe 
einbezogene 

Hersteller 
2008 2009 2010 UZÜ 

Investitionen (in 
1 000 EUR) 

83 334 91 330 101 775 103 635 

Index 100 110 122 124 

d) Rentabilität auf dem Unionsmarkt 

(118) Trotz des Rentabilitätsrückgangs um 66 % im Bezugszeit­
raum konnten die in die Stichprobe einbezogenen Her­
steller im gesamten Bezugszeitraum Gewinne erwirtschaf­
ten. Die von 2008 bis zum UZÜ erzielten Gewinne lagen 
über der in der jüngsten Untersuchung festgelegten Ziel­
gewinnspanne von 3 %. 2008 war ein sehr gutes Jahr mit 
hohen Gewinnen. 2009 und auch 2010 ging die Renta­
bilität gegenüber dem Vorjahr um 50 % zurück, im UZÜ 
stieg sie dann jedoch gegenüber 2010 wieder um 35 % 
an und lag bei 6,6 %. Dem Wirtschaftszweig der Union 
gelang es, sich an die geringere Nachfrage in der EU 
anzupassen, wobei ihm die anhaltende weltweite Nach­
frage nach den von den Herstellern in der Stichprobe 
hergestellten Waren zugute kam, die es diesen ermöglich­
te, ihre Fixkosten zu verringern. Die Gründe für den 
Rentabilitätsrückgang nach 2008 sind der konjunkturelle 
Abschwung, der zu einem starken Einbruch der Nach­
frage führte, ein Preisrückgang und eine Verringerung 
des Produktionsvolumens, die sich negativ auf die Pro­
duktionskosten auswirkte. 

In die Stichprobe 
einbezogene 

Hersteller 
2008 2009 2010 UZÜ 

Rentabilität auf 
dem Unionsmarkt 
(in %) 

19,7 % 9,6 % 4,9 % 6,7 % 

Index 100 49 25 34 

e) Kapitalrendite 

(119) Die Kapitalrendite (RoI), ausgedrückt als Gesamtgewinn 
aus dem Geschäft mit nahtlosen Rohren in Prozent des 
Nettobuchwerts der mit der Herstellung nahtloser Rohre 
direkt und indirekt in Zusammenhang stehenden Ver­
mögenswerte, entsprach im Allgemeinen im gesamten 
Bezugszeitraum der aufgezeigten Rentabilitätsentwicklung 
und blieb über den gesamten Bezugszeitraum hinweg 
positiv. Die RoI verringerte sich im Bezugszeitraum um 
80 %, erhöhte sich aber im UZÜ gegenüber 2010 wieder 
um 50 %. 

In die Stichprobe 
einbezogene 

Hersteller 
2008 2009 2010 UZÜ 

RoI (in %) 30 % 7 % 4 % 6 % 

Index 100 23 13 20 

f) Cashflow 

(120) Der Cashflow verschlechterte sich von 2008 bis zum 
UZÜ erheblich, der Rückgang betrug 93 %. Diese Ent­
wicklung des Cashflow entsprach nicht der Entwicklung 
der Rentabilität, was an den Abschreibungskosten liegen 
könnte, die für diesen kapitalintensiven Wirtschaftszweig 
in der Regel hoch sind. 

In die Stichprobe 
einbezogene 

Hersteller 
2008 2009 2010 UZÜ 

Cashflow (in 
1 000 EUR) 

466 198 345 152 45 562 33 614 

Index 100 74 10 7 

g) Erholung von früherem Dumping 

(121) Die vorstehend untersuchten Indikatoren lassen zwar er­
kennen, dass sich der Wirtschaftsabschwung mit einem 
Rückgang des Verkaufs- und Produktionsvolumens, der 
RoI und des Cashflow negativ auf den Wirtschaftszweig 
der Union auswirkte, sie weisen aber auch darauf hin, 
dass der Wirtschaftszweig der Union seine Produktions­
anlagen umgestellt hat, um sich besser an die neuen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen anzupassen und 
Geschäftschancen auf den Unionsmärkten und den 
Nicht-Unionsmärkten nutzen zu können, vor allem in 
Segmenten, in denen hohe Gewinnspannen erzielt wer­
den können. Die verbesserte wirtschaftliche und finan­
zielle Lage des Wirtschaftszweigs der Union im An­
schluss an die Einführung der Antidumpingmaßnahmen 
gegenüber Einfuhren aus den betroffenen Ländern im 
Jahr 2006 und gegenüber Einfuhren aus der Volksrepu­
blik China im Jahr 2009 zeigt, dass die Maßnahmen 
wirksam sind und sich der Wirtschaftszweig der Union 
von den Auswirkungen früherer Dumpingpraktiken er­
holt hat, wenngleich er das Rentabilitätsniveau des Jahres 
2008 nicht mehr erreichen kann. 

7.4. Schlussfolgerung 

(122) Obwohl der Verbrauch um 34 % zurückging, konnte der 
Wirtschaftszweig der Union seinen Marktanteil auswei­
ten, und das Produktionsvolumen wie auch die Verkaufs­
menge verringerten sich weniger stark als der Verbrauch. 
Zur Rentabilität ist festzustellen, dass der Wirtschafts­
zweig der Union im gesamten Bezugszeitraum gewinn­
bringend wirtschaftete. Aus den vorstehend dargelegten 
Gründen kann der Schluss gezogen werden, dass der 
Wirtschaftszweig der Union im Bezugszeitraum keine 
bedeutende Schädigung erlitt. 

8. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ERNEUTEN AUFTRE­
TENS DER SCHÄDIGUNG 

(123) Wie in den Erwägungsgründen 69, 70, 77 und 78 dar­
gelegt, verfügen die ausführenden Hersteller in Russland 
und der Ukraine über das Potenzial, das Volumen ihrer 
Ausfuhren in die Union erheblich zu steigern, indem sie 
die verfügbare Kapazitätsreserve in Höhe von rund 
1 750 000 t, was dem gesamten Verbrauch der Union 
entspricht, nutzen. Die Gesamtkapazität der ausführen­
den Hersteller in Russland und der Ukraine beträgt 
5 500 000 t. Es ist daher wahrscheinlich, dass Russland 
und die Ukraine im Falle einer Aufhebung der Maßnah­
men mit erheblichen Mengen nahtloser Rohe auf den 
Unionsmarkt drängen werden, um die infolge der gelten­
den Antidumpingmaßnahmen verloren gegangenen 
Marktanteile zurückzugewinnen und sie weiter auszubau­
en. 

(124) Wie in Erwägungsgrund 95 hervorgehoben, ergab die 
Untersuchung, dass die Preise der Einfuhren aus Russland 
und der Ukraine niedrig waren und die EU-Preise unter­
boten. Diese niedrigen Preise würden sehr wahrscheinlich 
weiterhin in Rechnung gestellt. Im Falle der Ukraine 
könnten die Preise, wie in Erwägungsgrund 80 dargelegt,
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sogar noch weiter sinken. Zusammen mit der Möglich­
keit der Ausführer in diesen Ländern, den Unionsmarkt 
mit erheblichen Mengen der betroffenen Ware zu belie­
fern, würde ein solches Preisverhalten höchstwahrschein­
lich zu einem Rückgang der Preise auf dem Unionsmarkt 
führen und sich voraussichtlich negativ auf die wirtschaft­
liche Lage des Wirtschaftszweigs der Union auswirken. 
Wie bereits aufgezeigt, ist das Geschäftsergebnis des 
Wirtschaftszweigs der Union eng an das Preisniveau auf 
dem Unionsmarkt gekoppelt. Es ist daher wahrscheinlich, 
dass sich die finanzielle Lage des Wirtschaftszweigs der 
Union, wie bereits in der jüngsten Untersuchung fest­
gestellt, verschlechtern würde, wenn der Wirtschaftszweig 
der Union mit größeren Einfuhrmengen aus Russland 
und der Ukraine zu gedumpten Preisen konfrontiert wä­
re. Aus diesen Gründen wird der Schluss gezogen, dass 
die Aufhebung der Maßnahmen gegenüber den Einfuhren 
mit Ursprung in Russland und der Ukraine aller Wahr­
scheinlichkeit nach ein erneutes Auftreten der Schädi­
gung des Wirtschaftszweigs der Union zur Folge hätte. 

(125) Es sei daran erinnert, dass 2006 Antidumpingmaßnah­
men eingeführt wurden, um das schädigende Dumping 
durch die Einfuhren unter anderem aus Kroatien, Russ­
land und der Ukraine unwirksam zu machen. Der Wirt­
schaftszweig der Union konnte jedoch nicht in vollem 
Umfang von diesen Maßnahmen profitieren, denn die 
Marktanteile dieser Länder gingen auf Niedrigpreiseinfuh­
ren aus der Volksrepublik China über. Dies wirkte sich 
zweifellos dahingehend aus, dass der Erholung des Wirt­
schaftszweigs der Union Grenzen gesetzt wurden, bis 
2009 Maßnahmen gegenüber China eingeführt wurden. 
Daher kann der Schluss gezogen werden, dass die Erho­
lung des Wirtschaftszweigs der Union vom früheren 
Dumping nicht als vollständig angesehen werden kann 
und dass der Wirtschaftszweig der Union nach wie vor 
für die schädigenden Auswirkungen anfällig ist, die etwai­
ge, in erheblichen Mengen auf den Unionsmarkt drän­
gende gedumpte Einfuhren haben könnten. 

(126) Was Kroatien betrifft, so steht, wie in Erwägungsgrund 
60 ausgeführt, die einzige Produktionsanlage zum Ver­
kauf, die Produktion wurde vollständig eingestellt und 
wird in nächster Zeit wahrscheinlich auch nicht wieder 
aufgenommen. Zudem ist es selbst im Falle einer Wieder­
aufnahme der Produktion in der nächsten Zeit in An­
betracht der unerheblichen Mengen der Ausfuhren in 
die Union höchst unwahrscheinlich, dass die Menge, die 
in die Union ausgeführt werden kann, das Niveau der in 
der Vergangenheit ausgeführten Mengen wieder erreichen 
wird. 

(127) Mithin wird in Anbetracht der unerheblichen Ausfuhr­
mengen im Bezugszeitraum und der Tatsache, dass die 
Produktion nach dem UZÜ vollständig eingestellt wurde, 
der Schluss gezogen, dass eine Aufhebung der Maßnah­
men gegenüber den Einfuhren mit Ursprung in Kroatien 
höchstwahrscheinlich nicht zu einem erneuten Auftreten 
der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union führen 
würde. 

9. UNIONSINTERESSE 

9.1. Vorbemerkungen 

(128) Nach Artikel 21 der Grundverordnung wurde geprüft, ob 
eine Aufrechterhaltung der geltenden Antidumpingmaß­
nahmen gegenüber Russland und der Ukraine dem Inte­
resse der Union insgesamt zuwiderlaufen würde. Bei der 

Prüfung des Unionsinteresses wurde den Interessen aller 
Beteiligten Rechnung getragen. Bekanntlich wurde in den 
vorausgegangenen Untersuchungen die Auffassung ver­
treten, dass die Einführung der Maßnahmen dem Unions­
interesse nicht zuwiderläuft. Da es sich bei der jetzigen 
Untersuchung zudem um eine Überprüfung handelt, wird 
eine Situation analysiert, in der Antidumpingmaßnahmen 
bereits in Kraft sind; daher kann beurteilt werden, ob die 
geltenden Antidumpingmaßnahmen die betroffenen Par­
teien unverhältnismäßig stark beeinträchtigt haben. 

(129) Auf dieser Grundlage prüfte die Kommission, ob un­
geachtet der Schlussfolgerungen zur Wahrscheinlichkeit 
eines erneuten Auftretens des schädigenden Dumpings 
zwingende Gründe dafür sprachen, dass die Aufrecht­
erhaltung von Maßnahmen gegenüber den Einfuhren 
mit Ursprung in Russland und der Ukraine in diesem 
besonderen Fall nicht im Interesse der Union läge. 

9.2. Interesse des Wirtschaftszweigs der Union 

(130) Der Wirtschaftszweig der Union hat unter Beweis gestellt, 
dass er strukturell lebensfähig ist. Die positive Entwick­
lung seiner wirtschaftlichen Lage im Bezugszeitraum be­
stätigt dies. Insbesondere die Tatsache, dass der Wirt­
schaftszweig der Union seinen Marktanteil im Bezugszeit­
raum ausweiten konnte, ist ein deutliches Anzeichen da­
für, dass es ihm gelang, sich an die veränderten Markt­
bedingungen anzupassen. Zudem erwirtschaftete der 
Wirtschaftszweig der Union im gesamten Bezugszeitraum 
Gewinne. 

(131) Es kann mit Fug und Recht davon ausgegangen werden, 
dass die Aufrechterhaltung der Maßnahmen dem Wirt­
schaftszweig der Union auch künftig zugute kommen 
wird. Durch die Maßnahmen wird der Wirtschaftszweig 
der Union in der Lage sein, seine Verkaufsmenge und 
seine Gewinne zu steigern, so dass er weitere Investitio­
nen in seine Produktionsanlagen tätigen kann. Sollten die 
Maßnahmen gegenüber den Einfuhren mit Ursprung in 
Russland und der Ukraine nicht aufrechterhalten werden, 
wäre damit zu rechnen, dass der Wirtschaftzweig der 
Union aufgrund der größeren Einfuhrmengen zu ge­
dumpten Preisen aus diesen Ländern erneut eine Schädi­
gung erleiden und sich seine finanzielle Lage verschlech­
tern würde. 

9.3. Interesse der Einführer 

(132) Bekanntlich wurde bei den vorausgegangenen Unter­
suchungen festgestellt, dass die Einführung von Maßnah­
men keine nennenswerten Auswirkungen auf die Einfüh­
rer hätte. Wie in Erwägungsgrund 18 angegeben, beant­
worteten drei Einführer den Fragebogen und arbeiteten 
uneingeschränkt bei dieser Untersuchung mit. Sie führten 
an, dass die Maßnahmen die Preise in die Höhe treiben 
würden. Da die Untersuchung jedoch ergab, dass die mit­
arbeitenden Einführer nahtlose Rohre von verschiedenen 
Lieferanten aus zahlreichen Ländern beziehen und dass 
die Preise wettbewerbsfähig waren, werden die möglichen 
Auswirkungen einer Aufrechterhaltung der Maßnahmen 
gegenüber den Einfuhren aus Russland und der Ukraine 
begrenzt bleiben. 

(133) Aus diesen Gründen wurde der Schluss gezogen, dass die 
derzeit geltenden Maßnahmen keine wesentlichen negati­
ven Folgen für die finanzielle Lage der Einführer hatten 
und dass sich die Aufrechterhaltung der Maßnahmen 
nicht übermäßig stark auf sie auswirken würde.
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9.4. Interesse der Verwender 

(134) Wie aus den verfügbaren Daten hervorgeht, ist der Anteil 
nahtloser Rohre an den Produktionskosten der Verwen­
der relativ gering. Nahtlose Rohre werden im Allgemei­
nen für größere Projekte (Kesselanlagen, Pipelines, Gebäu­
de) verwendet, bei denen sie jedoch nur einen begrenzten 
Teil ausmachen. Die möglichen Auswirkungen einer Auf­
rechterhaltung der Maßnahmen dürften daher unerheb­
lich sein. 

(135) Die Kommission sandte allen ihr bekannten Verwendern 
Fragebogen zu. Wie in Erwägungsgrund 18 erwähnt, ar­
beitete nur ein einziger Verwender bei dieser Unter­
suchung mit. Er gab an, dass die geltenden Maßnahmen 
seine Geschäftstätigkeit nicht beeinträchtigten, da er über 
andere Quellen verfüge, und dass nahtlose Rohre keinen 
großen Anteil an seinen Produktionskosten ausmachten. 
In diesem Zusammenhang wurde der Schluss gezogen, 
dass sich die geltenden Maßnahmen angesichts des gerin­
gen Anteils nahtloser Rohre an den Kosten der Verwen­
derindustrien und der Verfügbarkeit anderer Lieferquellen 
nicht nennenswert auf die Verwenderindustrie auswirken. 

9.5. Schlussfolgerung zum Unionsinteresse 

(136) Angesichts des dargelegten Sachverhalts wird der Schluss 
gezogen, dass keine zwingenden Gründe gegen die Auf­
rechterhaltung der geltenden Antidumpingmaßnahmen 
sprechen. 

10. ANTIDUMPINGMASSNAHMEN 

(137) Alle Parteien wurden über die wesentlichen Tatsachen 
und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grundlage die 
Aufrechterhaltung der geltenden Maßnahmen gegenüber 
den Einfuhren der betroffenen Ware mit Ursprung in 
Russland und der Ukraine sowie die Einstellung dieser 
Maßnahmen gegenüber den Einfuhren mit Ursprung in 
Kroatien empfohlen werden soll. Nach dieser Unterrich­
tung wurde ihnen ferner eine Frist zur Stellungnahme 
eingeräumt. Es gingen keine Stellungnahmen ein, die 
eine Änderung der vorstehenden Schlussfolgerungen er­
forderlich gemacht hätten. 

(138) Ein russischer Ausführer beantragte eine Anhörung durch 
den Anhörungsbeauftragten und wurde gehört. Dieser 
Ausführer führte an, die Kommission habe fälschlicher­
weise den Schluss gezogen, er habe bei der Untersuchung 
nicht mitgearbeitet. Dieser Ausführer hatte sich als inte­
ressierte Partei gemeldet und der Kommission zwei Bei­
träge übermittelt, die im Wesentlichen die Schädigung 
betrafen und von der Kommission ordnungsgemäß be­
rücksichtigt wurden. Dieser Ausführer beantwortete je­
doch nicht den Antidumping-Fragebogen und legte 
auch keinerlei Informationen zu seinem Ausfuhrpreis 
vor. Daher hatte die Kommission keine andere Möglich­
keit, als den Normalwert für Russland auf der Grundlage 
der besten verfügbaren Informationen zu berechnen. Die 
Anwendung dieser Methode wurde von dem betreffenden 
Ausführer nicht in Frage gestellt. Unter diesen Umstän­
den kann nicht geschlossen werden, dass dieser Ausfüh­
rer uneingeschränkt an der Untersuchung mitgearbeitet 
hat. 

(139) Derselbe Ausführer brachte des Weiteren vor, die Unter­
richtung sei ungenau, widersprüchlich und unzureichend 
begründet gewesen. Dieses Vorbringen wurde jedoch 
nicht mit Belegen untermauert. 

(140) Ein weiterer russischer Ausführer wandte ein, die Einfuh­
ren aus Russland sollten nicht mit den Einfuhren aus der 
Ukraine kumuliert werden. Bei der jüngsten Unter­
suchung wurden die Einfuhren aus Russland und aus 
der Ukraine jedoch kumulativ beurteilt (zusammen mit 
den Einfuhren aus Kroatien). Da die Bedingungen des 
Artikels 3 Absatz 4 der Grundverordnung in Bezug auf 
die Einfuhren aus Russland und der Ukraine nach wie vor 
erfüllt sind, wurden die Auswirkungen dieser Einfuhren, 
wie in den Erwägungsgründen 88 bis 92 beschrieben, 
kumulativ beurteilt. Es wurden keine Argumente vor­
gebracht, die diesbezüglich eine Änderung der Methodik 
rechtfertigen würden. 

(141) Mehrere interessierte Parteien brachten vor, die Lage des 
Wirtschaftszweigs der Union rechtfertige nicht die Auf­
rechterhaltung der Maßnahmen, da ein erneutes Auftre­
ten der Schädigung unwahrscheinlich sei. Es wurden in­
dessen keine neuen Argumente vorgebracht, die bezüg­
lich des erneuten Auftretens der Schädigung zu einer 
anderen Schlussfolgerung als in den Erwägungsgründen 
123 bis 127 dargelegt geführt hätten. 

(142) Des Weiteren argumentierten mehrere interessierte Par­
teien, die lange Geltungsdauer der Maßnahmen sei unge­
rechtfertigt und ihr Auslaufen sei erforderlich. Diesbezüg­
lich wird daran erinnert, dass es sich hier um die erste 
Auslaufüberprüfung betreffend diese Warendefinition 
handelt. Maßnahmen zu dieser Warendefinition sind 
erst seit 2006 in Kraft, was nicht als eine ungerechtfertigt 
lange Geltungsdauer angesehen werden kann. Zwar gal­
ten von 1997 bis 2004 Maßnahmen gegenüber Einfuh­
ren aus Russland und von 2000 bis 2004 Maßnahmen 
gegenüber Einfuhren aus Kroatien und der Ukraine, diese 
betrafen jedoch eine viel enger gefasste Warendefinition. 
Auf jeden Fall ergab diese Untersuchung, dass die in 
Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung genannten 
Bedingungen für die Aufrechterhaltung der Maßnahmen 
erfüllt sind; die Tatsache, dass gegebenenfalls während 
einiger Jahre Maßnahmen in Kraft waren, ist nicht von 
Belang. 

(143) Schließlich wurde vorgebracht, die Einfuhren aus Russ­
land würden anders behandelt als die Einfuhren aus Be­
larus und aus Kroatien, was als diskriminierend angese­
hen werden könne. Diese Aussage entspricht nicht der 
Realität, denn die Lage in Bezug auf die genannten Län­
der ist völlig anders. Der Antrag bezüglich Einfuhren aus 
Belarus wurde zurückgezogen, und das Verfahren wurde 
anschließend nach Artikel 9 Absatz 1 der Grundverord­
nung eingestellt ( 1 ). Nach der Unterrichtung über die Fest­
stellungen wurden keine Argumente vorgebracht, die da­
rauf hingewiesen hätten, dass die Verfahrenseinstellung 
dem Interesse der Union zuwiderlaufen würde. Was 
Kroatien anbelangt, so wurde die dortige Produktion ein­
gestellt, wie in den Erwägungsgründen 63 bis 65 aus­
geführt. 

(144) Mithin kann der Schluss gezogen werden, dass keine 
Stellungnahmen eingingen, die eine Änderung der vor­
stehenden Schlussfolgerung erforderlich gemacht hätten. 

(145) Aus den dargelegten Gründen sollten nach Artikel 11 
Absatz 2 der Grundverordnung die geltenden Antidum­
pingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren nahtloser 
Rohre mit Ursprung in Russland und der Ukraine auf­
rechterhalten werden. Hingegen sollten die Maßnahmen 
gegenüber den Einfuhren aus Kroatien auslaufen —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Es wird ein endgültiger Antidumpingzoll eingeführt auf 
die Einfuhren nahtloser Rohre aus Eisen oder Stahl mit kreis­
förmigem Querschnitt und einem Außendurchmesser von 
höchstens 406,4 mm, deren Kohlenstoffäquivalent (CEV) gemäß 
den Berechnungen und der chemischen Analyse des Internatio­
nal Institute of Welding (IIW) 0,86 nicht überschreitet ( 1 ) und 
die derzeit unter den KN-Codes ex 7304 11 00, ex 7304 19 10, 
ex 7304 19 30, ex 7304 22 00, ex 7304 23 00, ex 7304 24 00, 
ex 7304 29 10, ex 7304 29 30, ex 7304 31 80, ex 7304 39 58, 
ex 7304 39 92, ex 7304 39 93, ex 7304 51 89, ex 7304 59 92 
und ex 7304 59 93 ( 2 ) (TARIC-Codes 7304 11 00 10, 
7304 19 10 20, 7304 19 30 20, 7304 22 00 20, 
7304 23 00 20, 7304 24 00 20, 7304 29 10 20, 
7304 29 30 20, 7304 31 80 30, 7304 39 58 30, 
7304 39 92 30, 7304 39 93 20, 7304 51 89 30, 
7304 59 92 30 und 7304 59 93 20) eingereiht werden, mit Ur­
sprung in Russland und der Ukraine. 

(2) Für die in Absatz 1 beschriebene und von den nachste­
hend aufgeführten Unternehmen hergestellte Ware gelten fol­
gende endgültige Antidumpingzollsätze auf den Nettopreis frei 
Grenze der Union, unverzollt: 

Land Unternehmen Antidumpingzoll 
% 

TARIC- 
Zusatzcode 

Russland Joint Stock Company Che­
lyabinsk Tube Rolling Plant 
und Joint Stock Company 
Pervouralsky Novotrubny 
Works 

24,1 A741 

OAO Volzhsky Pipe Plant, 
OAO Taganrog Metallurgi­
cal Works, OAO Sinarsky 
Pipe Plant und OAO Se­
versky Tube Works 

27,2 A859 

Land Unternehmen Antidumpingzoll 
% 

TARIC- 
Zusatzcode 

Alle übrigen Unternehmen 35,8 A999 

Ukraine OJSC Dnepropetrovsk Tube 
Works 

12,3 A742 

LLC Interpipe Niko Tube 
und OJSC Interpipe 
Nizhnedneprovsky Tube 
Rolling Plant (Interpipe 
NTRP) 

17,7 A743 

CJSC Nikopol Steel Pipe 
Plant Yutist 

25,7 A744 

Alle übrigen Unternehmen 25,7 A999 

(3) Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden 
Zollvorschriften Anwendung. 

(4) Das Überprüfungsverfahren betreffend die Einfuhren 
nahtloser Rohre aus Eisen oder Stahl mit kreisförmigem Quer­
schnitt und einem Außendurchmesser von höchstens 
406,4 mm, deren Kohlenstoffäquivalent (CEV) gemäß den Be­
rechnungen und der chemischen Analyse des International In­
stitute of Welding (IIW) 0,86 nicht überschreitet und die derzeit 
unter den KN-Codes ex 7304 11 00, ex 7304 19 10, 
ex 7304 19 30, ex 7304 22 00, ex 7304 23 00, ex 7304 24 00, 
ex 7304 29 10, ex 7304 29 30, ex 7304 31 80, ex 7304 39 58, 
ex 7304 39 92, ex 7304 39 93, ex 7304 51 89, ex 7304 59 92 
und ex 7304 59 93 eingereiht werden, mit Ursprung in Kroa­
tien, wird eingestellt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 26. Juni 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
N. WAMMEN
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( 1 ) Das CEV wird im Einklang mit dem „Technical Report“, 1967, IIW 
doc. IX-555-67, den das International Institute of Welding (IIW) 
veröffentlicht hat, bestimmt. 

( 2 ) Im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1006/2011 der Kommission vom 
27. September 2011 zur Änderung von Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische 
Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 282 vom 
28.10.2011, S. 1). Die Warendefinition ergibt sich aus der Waren­
beschreibung in Artikel 1 Absatz 1 in Kombination mit der Waren­
bezeichnung der entsprechenden KN-Codes.



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 586/2012 DER KOMMISSION 

vom 3. Juli 2012 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 3. Juli 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 TR 52,3 
ZZ 52,3 

0707 00 05 TR 104,1 
ZZ 104,1 

0709 93 10 TR 121,4 
ZZ 121,4 

0805 50 10 AR 88,7 
TR 54,0 
UY 56,2 
ZA 93,4 
ZZ 73,1 

0808 10 80 AR 110,0 
BR 93,4 
CL 107,1 
NZ 126,7 
US 142,4 
UY 58,9 
ZA 105,4 
ZZ 106,3 

0808 30 90 AR 107,3 
CL 109,5 
NZ 113,7 
ZA 116,6 
ZZ 111,6 

0809 10 00 TR 188,1 
ZZ 188,1 

0809 29 00 TR 332,4 
ZZ 332,4 

0809 30 TR 209,6 
ZZ 209,6 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 13. Juni 2012 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2011/020 ES/Comunidad Valenciana/Schuhe, Spanien) 

(2012/354/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Der Anwendungsbereich des EGF wurde für ab dem 
1. Mai 2009 gestellte Anträge erweitert und beinhaltet 
nun auch die Unterstützung von Arbeitskräften, die un­
mittelbar infolge der globalen Finanz- und Wirtschafts­
krise entlassen worden sind. 

(3) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(4) Spanien hat am 28. Dezember 2011 einen Antrag auf 
einen Finanzbeitrag aus dem EGF gestellt wegen Entlas­
sungen in 146 Unternehmen, die in der NACE-2-Abtei­

lung 15 („Herstellung von Leder, Lederwaren und Schu­
hen“) in der NUTS-II-Region, Comunidad Valenciana 
(ES52) in Spanien, tätig sind, und diesen Antrag bis 
zum 23. Februar 2012 durch zusätzliche Informationen 
ergänzt. Dieser Antrag erfüllt die gemäß Artikel 10 der 
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 geltenden Vorausset­
zungen für die Festsetzung des Finanzbeitrags. Die Kom­
mission schlägt daher vor, den Betrag von 
1 631 565 EUR bereitzustellen. 

(5) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
damit ein Finanzbeitrag für den von Spanien eingereich­
ten Antrag bereitgestellt werden kann — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2012 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, da­
mit der Betrag von 1 631 565 EUR an Mitteln für Verpflichtun­
gen und Zahlungen bereitgestellt werden kann. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 13. Juni 2012. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. WAMMEN
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 2. Juli 2012 

zur Aktualisierung des Anhangs der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und 
dem Staat Vatikanstadt 

(2012/355/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Währungsvereinbarung vom 17. Dezember 
2009 zwischen der Europäischen Union und dem Staat Vatikan­
stadt, insbesondere auf Artikel 8 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 8 der Währungsvereinbarung zwischen der 
Europäischen Union und dem Staat Vatikanstadt (im Fol­
genden: „die Währungsvereinbarung“) ist der Staat Vati­
kanstadt verpflichtet, EU-Rechtsakte über Vorschriften in 
den Bereichen Euro-Banknoten und -Münzen, Verhin­
derung von Geldwäsche, Betrug und Fälschung von Bar­
geld und bargeldlosen Zahlungsmitteln, Medaillen und 
Marken sowie statistische Berichtspflichten umzusetzen. 
Der Anhang der Währungsvereinbarung enthält eine Auf­
stellung dieser Rechtsakte. 

(2) Die Aktualisierung des Anhangs erfolgt gemäß Artikel 8 
Absatz 3 der Währungsvereinbarung. Darin ist vorgese­
hen, dass der Anhang alljährlich von der Kommission 
geändert wird, um neuen einschlägigen EU-Rechtsakten 
und -Vorschriften sowie Änderungen an bestehenden 
Rechtsakten und Vorschriften Rechnung zu tragen. Ein 
Rechtsakt im Sinne dieser Bestimmung wurde aufgeho­
ben, und zwei neue EU-Rechtsakte, die unter Artikel 8 
Absatz 1 der Währungsvereinbarung fallen, wurden an­
genommen; sie sollten in den Anhang aufgenommen 
werden. 

(3) Der Beschluss des Rates vom 29. April 1999 zur Aus­
dehnung des Mandats von Europol auf die Bekämpfung 
der Fälschung von Geld und Zahlungsmitteln ( 1 ) ist über­
holt und wird daher aus dem Anhang gestrichen. Sobald 
ein neues Rechtsinstrument, das Europol zur Unterzeich­
nung von Vereinbarungen über die Zusammenarbeit mit 

Drittstaaten ermächtigt, in Kraft tritt, wird es in den An­
hang des Währungsvereinbarung aufgenommen. 

(4) Die Verordnung (EU) Nr. 1210/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2010 zur 
Echtheitsprüfung von Euro-Münzen und zur Behandlung 
von nicht für den Umlauf geeigneten Euro-Münzen ( 2 ) 
fällt unter Artikel 8 Absatz 1 der Währungsvereinbarung; 
sie sollte daher ebenfalls in den Anhang aufgenommen 
werden. 

(5) Der Beschluss ECB/2010/14 der Europäischen Zentral­
bank vom 16. September 2010 über die Prüfung der 
Echtheit und Umlauffähigkeit und über die Wiederaus­
gabe von Euro-Banknoten ( 3 ) fällt unter Artikel 8 Ab­
satz 1 der Währungsvereinbarung; er sollte daher eben­
falls in den Anhang aufgenommen werden. 

(6) Der Anhang der Währungsvereinbarung sollte daher ent­
sprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Der Anhang der Währungsvereinbarung zwischen der Europäi­
schen Union und dem Staat Vatikanstadt wird durch den An­
hang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Der vorliegende Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 2. Juli 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

„ANHANG 

Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist 

Verhinderung der Geldwäsche 

Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 
zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung, ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 15. 

Geändert durch: 

Richtlinie 2008/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 zur 
Änderung der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum 
Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung im Hinblick auf die der Kommis­
sion übertragenen Durchführungsbefugnisse, ABl. L 76 vom 19.3.2008, S. 46. 

Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 1. August 2006 mit Durchführungsbestimmun­
gen für die Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 
Begriffsbestimmung von „politisch exponierte Personen“ und der Festlegung der technischen 
Kriterien für vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie für die Befreiung in Fällen, in denen nur 
gelegentlich oder in sehr eingeschränktem Umfang Finanzgeschäfte getätigt werden, 
ABl. L 214 vom 4.8.2006, S. 29. 

Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. No­
vember 2006 über die Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei Geldtransfers, ABl. 
L 345 vom 8.12.2006, S. 1. 

Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Ok­
tober 2005 über die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft oder aus der 
Gemeinschaft verbracht werden, ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 9. 

Rahmenbeschluss 2001/500/JI des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche sowie Ermitt­
lung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus Straf­
taten, ABl. L 182 vom 5.7.2001, S. 1. 

31.12.2010 

Verhinderung von Betrug und Fälschung 

Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Festlegung von zum 
Schutz des Euro gegen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen, ABl. L 181 vom 4.7.2001, 
S. 6. 

Geändert durch: 

Verordnung (EG) Nr. 44/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1338/2001 zur Festlegung von zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung 
erforderlichen Maßnahmen, ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 1. 

31.12.2010 

Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 des Rates vom 6. Dezember 2004 über Medaillen und 
Münzstücke mit ähnlichen Merkmalen wie Euro-Münzen, ABl. L 373 vom 21.12.2004, S. 1. 

Geändert durch: 

Verordnung (EG) Nr. 46/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 2182/2004 über Medaillen und Münzstücke mit ähnlichen Merkmalen wie 
Euro-Münzen, ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 5. 

31.12.2010 

Rahmenbeschluss 2000/383/JI des Rates vom 29. Mai 2000 über die Verstärkung des mit 
strafrechtlichen und anderen Sanktionen bewehrten Schutzes gegen Geldfälschung im Hin­
blick auf die Einführung des Euro, ABl. L 140 vom 14.6.2000, S. 1. 

Geändert durch: 

Rahmenbeschluss 2001/888/JI des Rates vom 6. Dezember 2001 zur Änderung des Rah­
menbeschlusses 2000/383/JI des Rates über die Verstärkung des mit strafrechtlichen und 
anderen Sanktionen bewehrten Schutzes gegen Geldfälschung im Hinblick auf die Einführung 
des Euro, ABl. L 329 vom 14.12.2001, S. 3. 

31.12.2010
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Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist 

Beschluss 2001/923/EG des Rates vom 17. Dezember 2001 über ein Aktionsprogramm in 
den Bereichen Austausch, Unterstützung und Ausbildung zum Schutz des Euro gegen Geld­
fälschung (Pericles-Programm), ABl. L 339 vom 21.12.2001, S. 50. 

Geändert durch: 

Beschluss 2006/75/EG des Rates vom 30. Januar 2006 zur Änderung und Verlängerung des 
Beschlusses 2001/923/EG über ein Aktionsprogramm in den Bereichen Austausch, Unterstüt­
zung und Ausbildung zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung (Pericles-Programm), 
ABl. L 36 vom 8.2.2006, S. 40. 

Beschluss 2006/849/EG des Rates vom 20. November 2006 zur Änderung und Verlängerung 
des Beschlusses 2001/923/EG über ein Aktionsprogramm in den Bereichen Austausch, Unter­
stützung und Ausbildung zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung (Pericles-Programm), 
ABl. L 330 vom 28.11.2006, S. 28. 

31.12.2010 

Beschluss 2001/887/JI des Rates vom 6. Dezember 2001 über den Schutz des Euro vor 
Fälschungen, ABl. L 329 vom 14.12.2001, S. 1. 

31.12.2010 

Rahmenbeschluss 2001/413/JI des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung von Betrug und 
Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln, ABl. L 149 vom 2.6.2001, S. 1. 

31.12.2010 

Vorschriften für Euro-Banknoten und -Münzen 

Verordnung (EG) Nr. 975/98 des Rates vom 3. Mai 1998 über die Stückelungen und tech­
nischen Merkmale der für den Umlauf bestimmten Euro-Münzen, ABl. L 139 vom 11.5.1998, 
S. 6. 

Geändert durch: 

Verordnung (EG) Nr. 423/1999 des Rates vom 22. Februar 1999 zur Änderung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 975/98 über die Stückelungen und technischen Merkmale der für den 
Umlauf bestimmten Euro-Münzen, ABl. L 52 vom 27.2.1999, S. 2. 

31.12.2010 

Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Mai 1999 über ein Qualitätssicherungssystem für die 
Euro-Münzen 

31.12.2010 

Schlussfolgerungen des Rates vom 23. November 1998 und 5. November 2002 zu Samm­
lermünzen 

31.12.2010 

Empfehlung 2009/23/EG der Kommission vom 19. Dezember 2008 zu gemeinsamen Leit­
linien für die nationalen Seiten und die Ausgabe von für den Umlauf bestimmten Euro- 
Münzen, ABl. L 9 vom 14.1.2009, S. 52. 

31.12.2010 

Mitteilung der Kommission vom 22. Oktober 2001 zum urheberrechtlichen Schutz des 
Münzbilds der gemeinsamen Seite der Euro-Münzen (KOM(2001) 600 endg.), ABl. C 318 
vom 13.11.2001, S. 3. 

31.12.2010 

Leitlinie EZB/2003/5 der Europäischen Zentralbank vom 20. März 2003 über die Anwen­
dung von Maßnahmen gegen unerlaubte Reproduktionen von Euro-Banknoten sowie über 
den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten, ABl. L 78 vom 25.3.2003, S. 20. 

31.12.2010 

Beschluss EZB/2003/4 der Europäischen Zentralbank vom 20. März 2003 über die Stücke­
lung, Merkmale und Reproduktion sowie den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten, 
ABl. L 78 vom 25.3.2003, S. 16. 

31.12.2010 

Verordnung (EU) Nr. 1210/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. De­
zember 2010 zur Echtheitsprüfung von Euro-Münzen und zur Behandlung von nicht für den 
Umlauf geeigneten Euro-Münzen, ABl. L 339 vom 22.12.2010, S. 1. 

31.12.2012 

Beschluss EZB/2010/14 der Europäischen Zentralbank vom 16. September 2010 über die 
Prüfung der Echtheit und Umlauffähigkeit und über die Wiederausgabe von Euro-Banknoten, 
ABl. L 267 vom 9.10.2010, S. 1. 

31.12.2012“
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RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE EINGESETZT 

WURDEN 

BESCHLUSS Nr. 1/2012 DES AKP-EU-MINISTERRATES 

vom 15. Juni 2012 

zur Überarbeitung der Bedingungen für die Investitionsfinanzierung (Anhang II Kapitel 1 des AKP- 
EU-Partnerschaftsabkommens) 

(2012/356/EU) 

DER AKP-EU-MINISTERRAT — 

gestützt auf das Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitglie­
dern der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum 
und im Pazifischen Ozean einerseits und der Europäischen Ge­
meinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits ( 1 ) in der neu­
esten Fassung (im Folgenden „AKP-EU-Partnerschaftsabkom­
men“), insbesondere auf Artikel 100, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Eine Halbzeitevaluierung der Verwendung der AKP-Inves­
titionsfazilität und der Eigenmittel der Europäischen In­
vestitionsbank in der AKP-Region wurde gemäß Anhang 
II Artikel 6b des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens 
durchgeführt. Die Halbzeitevaluierung ergab unter ande­
rem die Empfehlung, zusätzliche Zuschussmittel für die 
technische Hilfe zu sichern. 

(2) Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Halbzeitüber­
prüfung sollte der Anteil der Zinsvergütungen, die nach 
Anhang II Artikel 1 Absatz 3 und Anhang II Artikel 2 
Absatz 9 des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens für pro­
jektbezogene technische Hilfe verwendet werden können, 
von 10 % auf 15 % erhöht werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens wird wie folgt 
geändert: 

1. Artikel 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Zinsvergütungen können kapitalisiert oder in 
Form von Zuschüssen verwendet werden. Der Betrag der 
Zinsvergütung, der als deren Wert zu den Auszahlungster­
minen des Darlehens zu berechnen ist, wird mit den in 
Anhang Ib Absatz 2 Buchstabe c festgelegten Zinszuschüssen 
verrechnet und direkt an die Bank gezahlt. Bis zu 15 % 
dieser für Zinsvergütungen bestimmten Zuschüsse können 
für die Unterstützung projektbezogener technischer Hilfe in 
den AKP-Staaten verwendet werden.“ 

2. Artikel 1 Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Die Zinsvergütungen können kapitalisiert oder in 
Form von Zuschüssen verwendet werden. Bis zu 15 % der 
für Zinsvergütungen bestimmten Mittel können für die Un­
terstützung projektbezogener technischer Hilfe in den AKP- 
Staaten verwendet werden.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Port Vila am 15. Juni 2012. 

Im Namen des AKP-EU-Ministerrates 
Der Präsident 
A. BAPTISTE
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